 Herzlich willkommen zur Lage der Nation Ausgabe Nummer 211 vom 22. Oktober 2020. Herzlich willkommen zu unserem Rückblick auf die politische Woche hier zu lande und in der Welt so sie uns denn interessiert und wir sie für relevant halten.
 Wir, das sind wie gewohnt auf der einen Seite ich, Philipp Banse, Journalist und auf der anderen Seite der Leitung sitzt.
 Ulf Boomer ja, Moin ja, herzlich willkommen. Vielen, vielen Dank. Wir zunächst mal sagen wir haben eine ganze Reihe total netter Kommentare auf iTunes bekommen und viele, viele Sternchen das ist klasse denn natürlich gucken Menschen, wenn sie sich für Podcast interessieren auch im iTunes Verzeichnis und wenn sie dann sehen, wie viele Menschen glücklich sind mit der Lage und die Lage gerne hören, dann klicken sie vielleicht mal rein und natürlich freut uns das, wenn wir hier nicht nur quasi die Wand anfunken, sondern wenn auch Menschen uns zuhören.
 Aber bevor wir hinein springen in unser Pet und anfangen mit den Themen der Woche haben wir noch eine kleine Pause für euch.
 Werbung.
 Der Deutschlandfunk will mit euch reden und zwar über Medien und Journalismus.
 Deutschlandfunk.
 Nach Redaktionsschluss.
 Der Medienpodcast.
 Was läuft da eigentlich gerade alles schief um diese Frage geht es im neuen Medienpodcast nach Redaktionsschluss.
 Es geht um Kritik und es geht auch um Selbstkritik.
 Kurz es geht um die Vertrauenskrise zwischen Medien und Gesellschaft.
 In jeder Folge wird ein Hörer oder eine Hörerin in den Podcast eingeladen mit den Deutschlandfunk Journalistinnen zu diskutieren über Journalismus als Handwerk über Fehler und Probleme in den Medien.
 Frau Hürger, hat sich ein Ihrer Meinung zur Haltung was geändert durch unser Gespräch?
 Ich muss einen Moment nach den Entschuldigung.
 Gerne.
 Dürfen Journalisten eine Haltung haben berichten Medien angemessen über die Klimakrise.
 Sollte in Radio und in Podcast nur noch gegennerte Sprache verwendet werden.
 Hört jetzt nach Redaktionsschluss und beteiligt euch auch an der Diskussion.
 Jeden Freitag gibt es eine neue Folge.
 Den Deutschlandfunkpodcast nach Redaktionsschluss findet ihr in der kostenlosen DLF Audio-Tek app auf Spotify und überall dort wo es Podcasts gibt.
 Alle Infos unter Deutschlandfunk.de Schreckstrich Medienpodcast.
 Werbung.
 Ja, und da sind wir wieder mit unserem Pet.
 Den Pet nehmen wir für die Menschen die vielleicht zum ersten Mal eingeschaltet haben.
 Das Pet ist quasi ein gemeinsames Dokument, in dem der Philipp und ich die Lage der Nation vorbereiten.
 Das sind so Stichworte.
 Und in diesem Pet steht dieser in dieser Woche ganz oben.
 Natürlich wieder das Thema Corona, denn die Lage wird immer ernster, langsam schwarrt.
 Die Zweite Welle, in der wir uns befinden, die gerade wenn man sogar über uns hinwegrollt könnte,
 doch noch eine ganz andere Liga sein, als wir das im Frühjahr erlebt haben.
 Christian Drosten, Virologer an der Charité in Berlin hat immer davor gewarnt,
 dass sich trotz der scheinen Bergutenzahlen im Sommer einfach das Virus in der Bevölkerung immer mehr ausbreitet.
 So kann das Bilder vielleicht beschreiben wie Glutenester, die sich über das Land verteilt haben.
 Nun, wo die Bedingungen für die Ausbreitung an der Pandemie wieder besser werden, Stichworte Menschen sind drin, weniger an der frischen Luft.
 Da flammen diese Glutenester auf und so kommt es dazu, dass in dieser Woche bereits mehr als 11.000 Neuinfektionen täglich gemeldet worden,
 die Gesundheitsämter haben beim RKI mehr als 11.000 neue Corona-Infektionen gemeldet.
 Andere davon ist prominent.
 Sogar unser Bundesgesundheitsminister Jens Spahn wurde am heutigen Donnerstag,
 die die Kasi oder gestern war, war sehr positiv auf Corona getestet, das Kabinett will aber trotzdem nicht.
 In Karatehne, obwohl doch gerade noch eine Kabinettsitzung stattfand.
 Ja, aber die fand im großen Sitzungssaal im ersten Stock im Kanzleramt statt, sagt das Kanzleramt.
 Da sei riesig viel Platz und Abstand könnte gewahrt werden, deswegen sei die Gefahr gering, dass andere Kabinienzmitgliedern gesteckt werden.
 Aber die wurden von Spahn viel mehr, aber die werden jetzt wohl auch getestet und noch ein bisschen öfter getestet als sonst.
 Das ist erst mal der Stand.
 Wundert einen auch nicht, dass so jemanden wie Spahn die treffen ja wirklich wahnsinnig viele Leute und halten sich wahrscheinlich meistens ein hier regeln.
 Aber sind halt doch einfach wahnsinnig viel unterwegs.
 Klar, dass dann solche Leute sich das Ding irgendwann mal anfangen, wenn jeden Tag jetzt zuletzt 11.000 neue Infektionen gemeldet werden.
 Das Wunder dann eben auch nicht. Also zu den 11.000 muss man halt auch noch sagen.
 Wir testen auch viel mehr als im Frühjahr, deswegen sind diese Zahlen, obwohl sie deutlich höher sind als im Frühjahr,
 wo er eben bedingt vergleichbar mit den Zahlen im Frühjahr, dennoch ist der Trend ganz eindeutig, das wext und wext und wird auch die nächsten Tage und wochen wahrscheinlich noch nach oben gehen, bis dann vielleicht mal irgendwelche Maßnahmen wirklich greifen.
 Heute ist es so, dass in der ganzen Bundesrepublik in den vergangenen Tagen dieser Schnitt von 50 neue Infektionen pro 100.000 Einwohnern überschritten wurde knapp.
 Und was sich immer mehr zeigt, ist, dass die Gesundheitsämter am Limit sind und darüber hinaus.
 Ja, das muss man sehr deutlich sagen. Wir hatten das Thema hier in der letzten Woche schon, nämlich die Frage, ob es den Menschen in den Gesundheitsämtern in Deutschland noch gelingt tatsächlich nachzufolgen, wo sich Menschen die positiv getestet werden, infiziert haben, um dann möglicherweise so hotspots zu entdecken, klaster zu entdecken und andere Menschen waren zu können.
 Und diese Rückverfolgung von Kontakten, aber auch die Vorwärtsverfolgung von Kontakten, also mit dem hatten Menschen nach ihrer eigenen mutmeßlichen Infektionkontakt.
 Diese verschiedenen Möglichkeiten der Kontakts nachverfolgung, die sind einfach inzwischen ausgeschöpft, viele Gesundheitsämter sind weit über das Limit hinaus, sodass also Menschen jetzt nicht untergreifen, nicht mehr gewarnt werden können.
 Wir hatten das auch schon seit Wochen quasi beobachten können bei den Rückmeldungen unserer Hörerinnen und Hörer, weil immer mehr Menschen sagt, na, ich war bei so einem Super spreader-Event.
 Ich hab vom Gesundheitsamt aber nie was gehört und hätte nicht der Gastgeber mich gewarnt, dann wäre ich jetzt immer noch irgendwie Montag arbeiten gegangen.
 Mit einem Worten, die Gesundheitsämter, ich will nicht sagen, sie brechen zusammen, aber die Kontaktnachverfolgung funktioniert einfach bestenfalls noch sehr fragmentarisch.
 Und deswegen dazu eine Korrektur, ich glaube, ich hatte da in der letzten Woche irgendwie eine Quote angegeben, ich glaub, das ist doch irgendwie 70 Prozent klappen.
 Das war wahrscheinlich schon letzte Woche nicht mehr so ganz aktuell.
 Jedenfalls gab es da, wie wir nachher festgestellt haben, auch andere Meldungen.
 Und jedenfalls in dieser Woche muss man sein, glaubt es leider Gottes nur nach sehr, sehr schlecht.
 Der Kaliosev Laumann, Gesundheitsminister in Nordreinwestfalen, hat die Herausforderung für die Behörden mal in Zahlen gefasst.
 Er sagt, allein in seinem Bundesland, müsse die Anzahl der Mitarbeiterinnen in kommunalen Gesundheitsämtern schnellstens von 2.200 auf 4.500 mehr als verdoppelt werden.
 Und ein Großteil werde auch irgendwie durch Umbesetzung aus anderenämtern zu bewältigen sein.
 Es klaffe aber noch eine Lücke von 1.000 und dann muss man natürlich sagen, dass diese Menschen sind natürlich auch nicht geschult.
 Kontaktnachverfolgung ist ja jetzt auch nichts, sodass man so total aus dem Ärmel schütteln kann.
 Da muss man ja wenigstens mal eine Beine eingearbeitet werden.
 Das heißt, da haben wir auch einfach ein Timingproblem.
 Und viele, da klar, das ist jetzt eine große Herausforderung.
 Aber aus einer Journalistische Perspektive kann man dann natürlich auch schon mal ein paar Frage zeigen machen.
 Man kann auf jeden Fall Frage zeigen machen.
 Es ist immer so ein Balanceakt. Es ist völlig klar, dass die Gesundheitsämter selbst wenn alles perfekt läuft und die IT läuft und die Mitarbeiter da sind und die Mitarbeiterinnen und geschult und super,
 dass sie halt in so einer Pandemie lagen, nur bis zu einem gewissen Punkt nachverfolgen können.
 Wenn das immer mehr werden, immer mehr werden, dann ist auch bei der besten Verwaltung irgendwann Sänze.
 Die Frage ist nur und das, was ich so ein bisschen aufdruckt ist,
 stoßen wir vielleicht früher an diese Grenze als wir eigentlich müssten.
 Denn das diese zweite Welle kommen würde, das war natürlich nicht sicher, aber doch relativ wahrscheinlich und viele haben davor gewarnt.
 Und dass jetzt Stellen offen sind und Stellen nicht besetzt werden und in Berlin einfach stellen nicht besetzt sind.
 Also da sind sogar Stellen, Pläne, da in den Gesundheitsämtern.
 Die können aber warum auch immer nicht besetzt werden und wenn die Leute suchen, dann dauert das zwei bis drei Monate bis so eine Stelle besetzt ist aus der Linbürokratischen Gründen.
 Das sind einfach so Sachen, wo ein bisschen das Verständnis verfehlt.
 Dass man einfach jetzt sieben Monate Zeit hat im relativ milden Sommer mit Zahlen, die gut zu managen waren,
 dass man da nicht mehr gemacht hat und dass man hört irgendwie aus Gesundheitsämtern, dass sie Kontakt für Nachverfolgung noch auf Papier machen und sich da nahmen aufschreiben und so.
 Das ist so ein bisschen enttäuschend. Da muss man den einzelnen Frauen und Männern in den Gesundheitsämtern wahrscheinlich weniger, einen Vorwurf machen, die arbeiten wahrscheinlich wie sie können.
 Sondern das ist wirklich eine Management und Strukturfrage, dass die Kommunen da wahrscheinlich auch nicht alle, aber doch viele über den Sommer einfach zu wenig gemacht haben, um die Infrastruktur aufzustocken.
 Also Infrastruktur hat genau für die Infrastruktur heißt in diesem Fall natürlich vor allem, man braucht natürlich ein sinnvolles IT-System, das ist ermöglicht eben mit ganz geringem Aufwand diese Kontakt-Nachverfolgung zu betreiben.
 Das müsste auch irgendwie besser an die Corona-App angebunden sein. Also ich bin natürlich jetzt da auch kein Experte, aber wir haben eine ganze Reihe von Rückmeldungen auch bekommen aus dem Kreis unserer Höhren und Hörer, die Schilderner, es gibt doch deine ganzere Softwarelösung, aber Gesundheitsämter kochen da eben offenbar auch sehr sehr gerne eigene Sübchen, sodass auch die Zusammenarbeit zwischen den Behörden nicht so gut klappt.
 Das ist ein Managementproblem, man braucht natürlich eine bundesweit einheitliche Softwarelösung, um einen schnellen Austausch von Daten in einem wenigsten sind am einheitlichen Format. Es muss ja nicht immer dieselben Software sein, aber es muss jedenfalls einheitliches Daten Austauschformat geben und das scheint aber eben nicht zu funktionieren.
 Und so muss man sehen, die Gesundheitsämter sind jenseits des Limits und so bleibt eigentlich als Warnsystem nur nach die Corona-Wahn-App. Im Frühjahr war sie ja sehr umstritten bei ihrer Einführung. Wir haben in der Lage auch die Vor-Nachtale eingehend diskutiert, aber auf jeden Fall haben wir so deutlich gemacht, dass diese App eine Chance ist und wie wichtig diese App sein kann, denke ich, zeigt sich in diesen Tagen, wo die Kontakt-Nachverfolgung auf konventionellem Wege ganz offensichtlich jedenfalls nicht mehr zuverlässig funktioniert, aber dazu kurz noch ein paar Beispiele aus der Ausdauerung.
 Also Johnny Häusler, zum Beispiel, veranstalter der Republik und ein recht prominenter Blogger, der hat so aus seinen privaten Leben skizziert, die haben einen Corona-Fall und da war das so, dass eben der Sohn war, glaube ich, eine Warnung bekommen hat über die App.
 Und du hattest eine Risiko-Kontakt, daraufhin hat er sich testen lassen und wurde als positiv getestet und daraufhin fing dann eine ganze Reihe von Problemen an, dann hat sich Familie in Selbstkarente in die Begeben-Kommunikation mit dem Gesundheitsantwag quasi nicht vorhanden und so.
 Also da kam dann diese ganze Überlastungsgeschichte, hintendrann, das war ziemlich erschütternd, aber tatsächlich war doch, dass diese Infektion nur aufgeflogen ist und ein bisschen auch nachverfolgt werden konnte, weil die App gewarnt hat.
 Also wenn auch die App ist tatsächlich offensichtlich immer noch die beste Chance, die wir haben, weil die Gesundheitsämter natürlich auch nicht beliebig skalieren.
 Ich meine, ganz ehrlich, sie sind jetzt schon bei deutlich unter 10.000 Fällen pro Tag, sind sie ganz offensichtlich insetztes Limits, das ist letztlich eine mathematische Übung, wie viele Tracings kann so einen Mensch in einer Behörde hinbekommen.
 Und wenn die Zahlen so steigen, wie wird das momentan erleben? Mit einer wirklich sehr kurzfristigen Verdoppelung der täglichen Fallzahlen, dann ist völlig klar, dass das mit den Gesundheitsämtern immer weniger und immer schlechter funktionieren wird.
 Und insofern ist die App quasi die einzige Chance, die wir momentan noch haben, auf der anderen Seite funktioniert die aber natürlich auch nicht toll.
 Ja, Markus Söder, immer nie verlegen, um einen kernigen Spruch zu Portugal gegeben. Die App ist leider bisher ein zahnloser Tiger. Sie hat kaum eine wahnende Willkung.
 Das kann man offensichtlich ganz so auch nicht sagen, für die wir gerade ein Beispiel geschildet. Aber die Fakten sind schon so ein bisschen ernüchter, muss man sagen.
 Also es gab am Montag ein Update, wo man jetzt auch, wenn man positiv getest wurde, seine Symptome eintragen kann, um da so noch zusätzliches Futter für den Algorithmus zu geben.
 Wie schwer ist denn jetzt die Erkrankung und wie riskant sind Begegnungen mit dem Besitzer dieses Sensis oder der Besitzerin?
 Und außerdem kann die App jetzt auch mit Apps aus einigen anderen EU-Ländern reden.
 Das wird immer weitererweitert auch. Also im November soll zum Beispiel Österreich dazu kommen, was natürlich einfach ein wichtiges Nachbarland ist.
 Genau, 20 Millionen Mal ungefähr knapp 20 Millionen Mal runtergeladen, bisher 16 Millionen Menschen nutzen die App wohl aktiv, haben sie also aktiviert und das Kontaktracing aktiviert.
 Und aktuell geben 60% der positive getesteten Nutzer, schätzt die SZ ihren Befund für Warnung durch die App weiter. 60%. Also es werden täglich knapp 11000 positiv getestet.
 Also mit einer Worten, also statistisch betrachtet sind von den knapp über 80 Millionen Menschen in Deutschland jeder Fünfte in überhaupt nur App-Jusa.
 Das heißt also du kannst ausrechnen so knapp über 2000, der 11000 positiv getestet und statistisch betrachtet haben überhaupt nur die App und von denen sind es dann nochmal nur 60%.
 Die tatsächlich auch über die App Warn lassen. Die SZ unterfüttert das nochmal mit Zahlen, die noch ein bisschen skeptischer klingen.
 Nämlich 15.000 Menschen haben ihr positive Testergebnis über die App geteilt und Warnung ausgelöst und täglich kommen mehr als 500 neue positive Testergebnisse dazu.
 Das bedeutet aber das unter dem Strich tatsächlich nur etwa 10% aller Neuinfektionen maximal über die App bis lang zum Anlass für eine Warnung genommen werden.
 Wie gesagt, diese Zahlen sind natürlich jetzt alle wirklich nur schwer zu vergleichen, aber sie geben eine Größenordnung an Wessen so, dass man irgendwie so in so einer Größenordnung liegt wo man sagt, das ist ganz schön wenig.
 Das ist ganz schön wenig und es ist in Zahlen in absoluten Zahlen ganz schön wenig und vor allem ist die Quote natürlich verhehren.
 Also ich finde insbesondere diese sind diesen Anteil, dass nur 60% der positiv getesteten User in diesem Befund weitergeben finde ich gerade so skandalös niedrig, denn ich meine darum geht es doch.
 Dass die Menschen die die App haben und dann positiv getestet werden, eben tatsächlich auch ihre Kontakte der letzten Tage Warnung können.
 Und das ist mir überhaupt nicht klar, wie so 40% der Leute diese App nutzen, dann aber ihr eigenes positive Testergebnis nicht weitergeben.
 Ich habe wirklich sehr gewundert, wie kann denn das sein und wir haben deswegen mal auf Twitter so ein bisschen rumgefragt, wie denn das überhaupt sein kann.
 Wir haben uns natürlich gedacht, also wenn in der App zum Beispiel auf Popped ein positives Testergebnis von einem Test Labor, ja, ist natürlich das nächste Problem.
 Besprechen wir gleich nochmal, das langer nicht alle Laboren, auch die positiven Testergebnisse wirklich in das App-System einspielen.
 Aber wenn man in dieser App jetzt erfährt, ihr Corona-Test ist positiv gewesen, dann würde man doch erwarten, dass da ein riesengroßer Button ist, ja jetzt Warnungen verschicken und allenfalls ganz oben rechts in der Ecke, ganz klein ein kleines X,
 wo man diese Aufforderung wegklicken kann. So würde man sich das vorstellen. Und wie ist es in der Praxis? Wir haben vorher mal so ein bisschen, weil wir ja das selber noch nicht nachverfolgen konnten, aber mal mal auf Twitter rumgefragt.
 Und da war das wohl so, dass Lagehörer sagen, im Gegenteil, man wird massiv gewarnt. Also man braucht vier Klicks, so nach dem Motto, willst du wirklich Warn?
 Willst du wirklich deine Leute Warn? Willst du sie wirklich Warn? Also mir scheint da so ein bisschen die Datenschutzbedenken doch ein wenig überhand genommen zu haben, sondern dann.
 Muss man doch einfach sagen, hey du bist positiv getestet, bitte Warne deine Kontakte, danke, klick hier.
 Ja, also das ist doch völlig klar, die Vollteinstellung muss selbstverständlich sein, dass die User sanft, aber deutlich dahin geleitet werden, dass sie auch diese Warnung auslösen.
 Ja, wenn doch schon in der App, die das positivetest Ergebnis aufgepoppt ist, das kann ich wirklich nicht begreifen.
 Also wir hatten ja im Frühjahr schon vor den möglicherweise dramatischen Konsequenzen einer, wie soll ich sagen, überhitzen, Datenschutz, Debatte rund um die Corona-App gewarnt.
 Und das scheint mir tatsächlich jetzt ein Kollaterar-Schaden zu sein, dass die Leute, die diese User Experience hier in dieser App gebaut haben, dass die ganz offensichtlich sich vor allem Sorgen gemacht haben, dass Leute zu viel teilen könnten.
 Was natürlich total eine Unsinn ist, denn diese App dient ja gerade dazu, positive Tester geben zu sein.
 Das ist quasi der zentral Newscase, diese ganze Kontaktracing ist völlig sinnlos, wenn dann die Leute nicht auch ihre positive Taste ergibt, nötze ein Speisen.
 Also da muss man sagen, ganz dringend das UI überarbeiten, also die quasi die Oberfläche der App überarbeiten und die Fold-Modus zum sein positive Test-Bam-Warnung wird rausgeschickt und zwar so schnell wie möglich.
 Aber wir haben es gibt noch ein zweites Problem mit der App.
 Genau, nämlich das längst nicht alle Testergebnisse in die App gelangen, weil die Laboren offensichtlich noch nicht alle angeschlossen sind.
 Da hat Frontal 21 Bericht drüber gemacht. Die offiziellen Zahlen auch vom Ministerium sind das so ungefähr 70-80% der Laboren an dieses System angeschlossen sind, also dass sie ihre Testergebnisse, die sie positiv haben, in das App-System einspeisen, damit dann die Besitzer dieser App gewarnt werden.
 Und Frontal 21 sagt aber, diese Laboren machen unter anderem, deswegen nicht, weil die Software so teuer ist. 10.000 Euro soll die kosten.
 Ja, und da muss man das sagen, das kann man irgendwie nicht wahr sein. Also wie kann das überhaupt sein, dass da Kosten anfallen, leider war nicht so richtig klar, ob diese Kosten jetzt quasi von den App-Betreibern in Rechnung gestellt werden oder ob das Kosten sind, die die Laboren irgendwelche anderen Software herstellen müssen.
 Das konnten wir jetzt so schnell nicht rausfinden. Aber jedenfalls wenn das tatsächlich Geld kostet, dass an Telekom und SAP für die App zu zahlen ist, das wäre echt das Gandalf, da würde man natürlich erwarten, dass das kostenlos ist.
 Aber selbst wenn die Laboren Kosten an dritte tragen müssten, also keine Ahnung irgendwelche Softwarehersteller würde ich mir jedenfalls wünschen, dass sie dieses Geld vom Bund wieder bekommen, denn es kann ja nicht sein, das Testergebnisse nicht in der App landen.
 Also der Hintergrund ist ganz einfach Stichwort Medienbruch.
 Ja, wenn ich also mein Testergebnis nur vom Arzt per Telefon erfahre oder schlimmer noch eher nur per Brieferfahre, dann muss ich mir ja erst nach über so eine Hotline eine tannen besorgen, dass Testergebnisse dann wieder in die App einspeisen zu können.
 Das machen natürlich die meisten Leute nicht. Die Zahlen hatten wir vor einigen Wochen schon mal diskutiert.
 Deswegen ist es so wichtig, dass alle Ergebnisse über die App kommuniziert werden. So weit es irgendwie geht, gibt immer ein paar Menschen, die keine Handys haben, die geeignet sind d'accord.
 Aber so gut, so wie es irgendwie möglich ist, müssen die Testergebnisse in der App landen.
 Einfach damit die Leute dann mit einen klick idealerweise auch ihr Testergebnis weiterreichen können und deswegen würde ich sagen, da muss der Bund aus diesem riesigen Budget von vielen, vielen Millionen für die App noch mal 0,5% locker machen, damit die Labor ihre Kosten ersetzt bekommen und dann auch wirklich mitmachen.
 Oder finde ich, ich weiß nicht.
 Ja, würde ich auch so sehen, also hell gebrauen, Kanzleramstminister sagt, da wo die Gesundheitsämter in den Hotspots mit der Gesung der Kontaktverfolgung nicht mehr entherkommen,
 ist die Corona-Wahn App das einzige Instrument, was noch auf einen Corona-Kontakt hinweist. Und bei Allergetik an dieser App, ich glaube, der Mann hat recht.
 Ja, das muss man so sehen.
 Das Ding, an Prinzip ist eine gute Idee, es muss halt an allen Ecken und Enden noch verbessert werden. Aber trotz Allergetik gilt, das Ding schadet nicht, es funktioniert vielleicht nicht so gut, wie es könnte.
 Aber trotzdem gilt nach wie vor der Hinweis alle sollten dieses Ding installieren und aktivieren. Und man kann nur hoffen, dass es halt besser wird, die sind ja offensichtlich dran.
 Und die Praxis zeigt es auch, ich weiß es auch noch aus dem anderen Beispiel. Da wurden Menschen gewarnt, hier Kontakt von dir ist positiv getestet worden in der App und daraufhin haben sie sich testen lassen und sind halt positiv getestet worden.
 Und dass wir nicht rausgekommen hätten, sie die App nicht installiert.
 Ja, also das muss man sagen, die App ist nicht perfekt, aber sie ist halt momentan leider Gottes das beste, was wir überhaupt haben.
 Und Gottfried Ludwig, Lade der Digitalabteilung und Bundesgesundheitsministerium, sagt dazu, jede Infektionskette, die hier durch zusätzlich unterbrochen wird, ist wichtig.
 Und so ist es.
 Ja, jeder einzelne Infektionskette, die man mit der App verhindern kann, ist eben unter Umständen eine Infektionzwieniger und mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit ein schwerer Verlauf weniger oder gar ein Todesverwieniger.
 Deswegen denke ich auch, da muss die Bundesregierung müssen, die für die App verantwortlichen an den entscheidenden Stellen ganz dringend nachsteuern, die gesagt, die Experience in der App muss so sein, dass man möglichst ein politisches Test Ergebnis auch sofort weiter meldet und alle, alle Laboren müssen ran an Systemen.
 Ihr habt ja uns auch viele Fragen geschickt und so auch viele Fälle geschickt, wo ihr so Erfahrung mit der App und den Gesundheitsämtern und so gemacht habt.
 Und ich habe halt viele dieser Fragen aufgeschrieben und mal an Gesundheitsministerium und sobert Koch-Institut geschickt, mit der Bitte um Antwort.
 Die hatten so ungefähr 24 Stunden Seiten, ein bisschen mehr, um darauf zu antworten und im Kern heißt die Antwort.
 Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass sich momentan andere Fragen beantworten muss.
 Nur eine Frage, die erste, die sagt, da die kann ich Ihnen schon mal gar nicht beantworten, die waren nämlich, wir haben Hörermeldungen,
 wo nach Partner positiv getestet wurden und das Ergebnis in der App eingegeben wurde und die Lebenspartnerin, die dauern mit ihm zusammen ist erst 50 Stunden später gewarnt wurde.
 Wie ist das zu erklären? Und da sagt der Sprecher, kann ich Ihnen nicht beantworten. Sie können als Journalistikgeschichte ja noch nicht einmal aufschreiben,
 weil sie keine glaubhafte zweite Quelle haben. Und wer sagt denn, dass beide ihr Handy immer in der Hand haben, wenn sie in der Wohnung zusammen sind?
 Das ist natürlich das Problem an dieser App, dass das so singuläre Erfahrungen sind und die auch so schwer nachzupfolt ziehen und zu reproduzieren sind, dass man diese Hörermeldung und Hörerin-Meldung einfach erst mal nicht für barere Münze nehmen kann,
 aber doch als Hinweis, um da mal nachzufragen. Und das haben wir, wie gesagt, gemacht, wie kann das sein, dass die Benachrichtigung so spät kommen?
 Wie kann das sein, dass Laboren noch nicht angebunden sind? Wie hoch sind die Kosten? Wer zahlt das?
 Und da haben wir bisher nur die Antwort bekommen, weil da haben Sie Verständnis dafür, dass sich momentan andere Fragen beantworten muss.
 Ja, vielleicht erfragen die leichter zu beantworten sind. Diese sind nämlich Heikle Fragen.
 Insbesondere die lange Verzögerung lässt sich ja relativ einfach mit Designfädern erklären.
 Das hatten wir in der Lage auch schon mal kurz. Das Problem ist halt, dass die, dass quasi die neuen Kontakt-IDs, die sich die Handys runterladen müssen, um zu schauen, ob sie einen gefährlichen Kontakt hatten,
 dass die eben auf dem Server anscheinend alle 24 Stunden bereitgestellt werden. Das ist nicht nachvollziehbar, wie so das so selten ist. Und die Handys laden eben auch nur sehr selten die Daten herunter.
 Und wenn man, wenn wohl offenbar nach so haben, dass jedenfalls einige User bei uns im Lage vorum kommentiert, nur einmal pro Tag.
 Ja, und wenn es dann eben dumm kommt, das Handy leht nur alle 24 Stunden runter und außerdem werden die neuen Daten nur alle 24 Stunden aktualisiert.
 Dann kann es eben schon mal sein, dass zusammen das fast 48 Stunden Verzögerung sind zwischen einer positiven Meldung und dem Alarm, der auf dem Handy erscheint, das kann es nicht sein.
 Also wir können ja nur für unsere Höhren und Höhre jetzt kurz mal den Tipp mitgeben, macht die App einfach halb wie es regelmäßig auf.
 Ja, denn wenn man sie aufmacht, dann scheint sie regelmäßig runterzulernen. Bei mir ist das jedenfalls so auf dem iPhone. Wenn ich die App aufmache, dann lehts sie immer von Hand quasi die Daten runter und schaut, ob es da irgendwie eine Warnung zu generieren gibt.
 Ich will nicht hoffen, dass sie nicht auch sonst Daten runterladen würde, aber jedenfalls kann es ja nicht schaden, die App einfach von Zeit zu Zeit mal aufzumachen.
 Und an die Serverbetreiber kann man nur sagen, dann kann ich sagen, ihr müsst ja durch die Daten mindestens stündlich aktualisieren, damit man eben möglichst wenig Zeit verzug hat zwischen einer positive Meldung und der Warnung in der App.
 Es wird ja eine Laufen die Stimmung gemessen. Das finde ich immer ganz interessant. Das ist ja auch super wichtig.
 Ja, wie blicken wir, wie blickt die Bevölkerung auf Corona-Maßnahmen, wie hoch ist die Akzeptanz der Maßnahmen, weil diese Pandemie natürlich nur bekämpft werden kann, wenn wirklich alle möglichst viele mitmachen.
 Und da sieht es in dieser Woche nicht so besonders toll aus. Spiegel Online hat eine Umfrage in Auftrag gegeben, wo nach die Zustimmung zu den Corona-Maßnahmen gesunken ist.
 Und das wird bestätigt durch Kosmo. Das ist so eine regelmäßige Umfrage unter dem Dach der Uni Airfort, wo regelmäßig gut tausend Menschen repräsentativ für die deutsche Bevölkerung befragt werden.
 Wie steht jetzt zu den Maßnahmen und so weiter? Trage Maske ja und nein. Und das Ergebnis ist diese Woche neu rausgekommen. Aktuell das Vertrauen ist im Vergleich zu vor zwei Wochen signifikant gesunken und hat den niedrigsten Wert seit Beginn der Erfassung.
 Ja, das kann uns ehrlich gesagt nicht verwundern, Philipp, denn wir hatten davor ja schon in der vergangenen Woche gewarnt, dass dieses Chaos um die unverhältnismäßigen Beherbergungsverbote mit einiger Wahrscheinlichkeit zu am Vertrauensverlust führen wird.
 Und genau das ist jetzt eben mit so ein paar Tagen Verzug auch in den ersten Umfragen zu messen.
 Also ich hoffe ehrlich gesagt, dass die Politik das als Warnschuss empfindet und sieht Corona-Bekämpfungsmaßnahmen müssen auf einer rationalen Grundlage beruhen. Sie müssen einfach verhältnismäßig sein.
 Das heißt also die doch ganz erheblichen Grundrechtseinschränkungen, die immer wieder gerne verkündet werden müssen, eben sich tatsächlich medizinisch sauber begründen lassen.
 Und das gilt eben nicht für die Beherbergungsverbotin. Wer irgendwie alleine in der Ferienwohnung sitzt mit den Leuten, mit denen er sich sonst eine Wohnung teilt, der treibt eben nicht die Pandemie.
 Und ich will sie jetzt nicht nochmal im Detail aufrollen. Das hatten wir schon in der Lage ganz viel. Die Beherbergungsverbote sind deswegen unverhältnismäßig.
 Sie sind inzwischen auch in so gut wie allen Bundesländern gekippt. Nur schließlich Holstein zeigt sich noch zickig. Ich hoffe, das wird jetzt schnell geändert.
 Und die Politik kann man wirklich nur den Appell richten.
 Leute fragt nach bei den Gesundheitsämtern, fragt nach bei den Virologinnen.
 Was sind wirklich die Pandemie treiber? Wir haben ja letzten Woche darüber gesprochen und dann erlast bitzel konkrete Maßnahmen, die wirklich an der Wurzel ansetzen.
 Und die eben nicht so im Nebelstochern. Und natürlich hängt es auch eine ganze Menge davon ab, dass die Menschen tatsächlich selber mit spielen.
 Man darf ja auch durchaus mal sich selber Grenzen setzen, die die Politik eigentlich aufgezwungen hat.
 Ja, genau. Damit würde ich dieses Kapitel gerne enten lassen. Wir üben Kritik an den Maßnahmen der Politik. Wir üben Kritik an der App, an technischen Lösungen.
 Und wie gesagt, wir versuchen das fair zu machen. Aber am Ende bleibt das wir alle ein enormen Einfluss auf die Entwicklung dieser Pandemie haben.
 In der Frage, wie gestalten wir eigentlich unsere Privatleben und die Virologen, die Rollerprisemann vom Maxpanks Institut, der hat in der Tatseninterview gegeben.
 Und da sagt sie, Zitat, mein Wunsch wäre, dass wir jetzt einfach mal ein bis zwei Wochen richtig zu Hause bleiben, bis die Fallzahlen wieder runtergehen.
 Wenn wir jetzt eine vollbremsung machen, dann können wir Weihnachten auch unbesorgt mit unseren Großeltern feiern oder mit anderen Risiko-Personen.
 Und das muss man asagen, wenn es jetzt darum geht in eueren Leben. Essens-Einladung.
 Muss das sein? Ja, ins Büro fahren. Muss das sein. Können wir das nicht remote machen. Geschäftiges Meeting macht man natürlich, wo so es geht.
 Per Video, Freunde treffen. Ja, aber dann noch bitte draußen und spazieren gehen oder draußen essen. Einkaufen. Vielleicht irgendwie bündeln.
 Eher selten. Nicht so oft. Diese ganzen kleinen Alltagsetcheidungen tragen enorm dazu bei 50% der Kontakte, die man so allgemein hat zu reduzieren.
 Das ist so in Modellierung immer so ein Wert. Wenn wir es schaffen, 50% unserer Kontakte zu reduzieren, dann sind wir in großen Stritt weiter und können die Pandemie stoppen.
 Und deswegen der Appell, jede Alltagsentscheidung, in der ihr Leute treft. Einmal übernacht, denken und fragen, ist das jetzt wirklich notwendig?
 Zu unserem nächsten Thema, wir schauen noch mal auf die ökologische Wände und auf die Maßnahmen der Bundesregierung gegen den Klimawandel. Und zwar insbesondere auf das sogenannte erneuerbare Energiengesetz, kurz EEG.
 Das gilt nämlich weltweit als ein Vorbild für die Energiewende. Es hat insbesondere die Idee mal in der Gesetz gegossen, dass Anlagen, die ökologisch korrekten Strom produzieren, insbesondere erneuerbaren Energien 20 Jahre lang
 ein garantierten Preis bekommen, wenn sie ihren Strom in das öffentliche Stromnetz einspeisen. Und das hat zu einem Boom der erneuerbaren Energien in Deutschland geführt, insbesondere im Bereich Photovoltaik, also Solarzellen und Windenergie.
 Das heißt, dass EEG ist quasi das Steuerinstrument für die Energiewende. Es setzt fest, wie viel ausgebaut wird und wie viel Geld ist für Anlagen und Strom gibt der ins Netz eingespäst wird.
 Und wir alle allerdings Zahlen auch dafür, nämlich über diese EEG Umlage, die quasi auf die Stromkosten aufgeschlagen wird. Das EEG wird aber immer wieder reformiert, Philipp. Und da gibt es auch immer wieder Streit über den richtigen Weg in die Zukunft.
 Genau, also das Argument für die Reform des EEG ist eigentlich immer gewesen. Wir müssen die Kosten senken, weil wir eben alle für die Förderung des erneuerbaren Stroms zahlen.
 Und wie jetzt aktuell 6,7 Cent pro Kilowattstunde, das sind so im Jahr irgendwas um die 24 Milliarden Euro, die da eingesammelt werden. Also das sind natürlich Kosten, die da auf der einen Seite erst mal anfallen und die Regierung setzt sich immer das Ziel.
 Ja, wir wollen das senken. Und zuletzt hat den EEG halt gemagabere Reformiert. Das eben der Strom nicht einfach mehr nur eingespäst wird zu einem festen Preis, sondern das eben versteigert werden muss und das erst steigert werden muss zu welchem Preis man den einspeisen kann.
 Das hat so la la funktioniert, wie damals auch von Claudia Kempferd vom DEW prognostiziert. Und nun gibt es also wieder eine neue Nobel-Kabinett, die verabschiedet muss jetzt durch den Bundestag und unter Talk.Lage.Nation.org am viele auf diese problematischen Novelle hingewiesen und gesagt, wir sollen uns das Thema mal annehmen.
 Und das machen wir jetzt mit Claudia Kempferd immer noch Energie-Expertin am deutschen Institut für Wirtschaftsforschung. Herzlich willkommen Frau Kempferd.
 Hallo, ich brüße euch. Frau Kempferd, bevor wir über das große ganze sprechen. Viele unserer Hörer und Hörerinnen haben eine Solaranlage auf dem eigenen Dach und Volker Quaschning.
 Prof. für Regenerative Energiesysteme an der HTW in Berlin sagt, für kleine Anlagen würde sich durch die Erneuerung des EEG so sie denn so gesetzt wird. Nicht viel ändern. Ist das richtig?
 Hoffentlich denn genau das ist so ein bisschen der Knackpunkt auch gewesen, weil in der Tat die Regierung wahnsinnig spät dran ist.
 Viele Anlagen fallen Anfang der nächsten Jahres im Januar eben aus dieser bisherigen Förderung heraus. Und die bisherigen Regelungen hätten da jetzt vorgesehen, dass sie die Anlagenbetreiber entweder teures Mardmieter einbauen müssen, dass sie mit dem lokalen Stromhandelssiche verbinden müssen.
 Und so weiter, also relativ komplizierte Eigenverbraucher wurde erschwert. Man hat ja auch immer noch hohe Abgaben, wenn man den Strom selber verbraucht und nutzen will, was er auch wieder sind.
 Nicht ist die sogenannte Solarsteuer für den Eigenverbrauch ist immer noch da. Und deswegen wäre es schon sinnvoll gewesen, dass man das alles mal entdrückelt, was die Bundesregierung ja eigentlich auch vorhatte und gerade für den Eigenverbrauch aus Solaranlagen.
 Diese ganzen Hemmnisse im Barrieren wegnimmt und einfach eine ganz einfache Regelung macht, die Anlagen, die jetzt rausfallen und Anfang Januar dann von dieser neuen Regelungen betroffen werden, dass man da einfach sagt, es gibt einen festvergütteten Preis und dem bekommt ihr jetzt ohne, dass ihr da groß was machen müsst, alles Mögliche umbauen müsst oder abbauen müsst und so weiter.
 Das Vosort der Kosten und Hemmnisse und da hat man sich aber nicht so wirklich drauf geeinigt. Aber es wird jetzt genau das auch debattiert werden, dass wir es sehr auch angesprochen haben, jetzt in der Empalamente, damit man hier wirklich eine einfache Regelung hat.
 Aber leider ist dieses EG mal gut gestartet und dann so oft verschlimm besser erworden, dass man jetzt nur noch reparieren muss und nicht wirklich ein gutes Instrument mehr an der Hand hat.
 Bleiben wir doch mal beim Stichwort Eigenverbrauch, damit das noch so ein bisschen plastischer wird. Ich stelle mir jetzt mal vor, mittelständisches Unternehmen hatten großen Betriebsparkplatz, keine Ahnung, 50 Parkplatz oder so und der Chefsatz sich naja.
 Wie wär's denn, wenn wir jetzt für unsere Mitarbeiter denn hier kostenlose Möglichkeiten schaffen ihre E-Autos zu laden, ja, baut so ein schönes Dach.
 Irgendwie für die Autos kann man irgendwie trocken drunter parken, obendrauf eine Sulaanlage und unten steckt Dosen für die E-Autos.
 Wo ist da jetzt das Problem, wo sehen Sie da birokratische Hütten, kann der nicht einfach seinen Ökostrum, da irgendwie den Mitarbeiterinnen zu befürchten stellen?
 Ja, das darf er eben nicht, genau das ist das Problem. Das ist eine super Idee und das wollen ja auch viele und sollten das auch machen.
 Das muss man auch noch mal deutlich sagen, weil wir haben Ausbauziele für Sula-Innergie, die wir nur dann erreichen können, wenn eben dieser Mittelständler, wenn alle möglich Menschen, die einen Dach haben, wo Sula draufgeht und das ja auch preiswert ist, das auch tun.
 Und dieser Eigenverbrauch, der ist in der Tat im Moment nicht möglich, da müsste er mit dem Netzbetreiber sich da arrangieren, er müsste Vorkerungen treffen,
 wir muss dann auch entsprechend sich ins Netz integrieren. Das liegt an der Bundesnetzagentur, die dies vorstreit und er darf es eben nicht einfach so Eigenverbrauch, den Eigenverbrauch selber nutzen und diese Eigenverbrauchsregelung gerade für eben auch kleinere Dachanlagen oder eben für diesen Mittelständler.
 Genau darum geht es jetzt auch, dass man die unkompliziert einfach ermöglicht und der Eigenverbrauch, so ist das seine Autos, da leht oder es gibt ja auch wünschen, Batteriespeicher aufzustellen, all das ist im Moment nicht möglich.
 Und deswegen hat man sich ja jetzt überhaupt da hingesetzt und diese Egeereform erarbeitet vorgeschlagen und da muss es in der Tat noch Verbesserungen geben, dann mit diese steubar steine ausgerand werden.
 Aber warum soll denn das nicht gehen? Was ist der Hintergrund? Also und was ist da jetzt in der Egeerenovelle vorgesehen?
 Weil eigentlich, also PVanlagen, Fotovoltaikanlagen sind ja super billig, man kann ja für ein paar Scent letztlich pro Kilowattstunde Strom produzieren.
 Richtig.
 Und mit welcher Argumentation soll das nicht möglich sein, sowohl auf Mietheusen ist das ja auch so eine Sache dieser Mieterstrom.
 Mieter können große Vavanlagen auf Mietheus abbauen, der Strom geht vom Dach direkt in die Dose der Mieter, Mieterinnen, die kriegen für 5, 6, 7 Scent im wie ihren Strom.
 Alle sind happy, warum geht das nicht? Ja, also zwei Gründe dafür, das eine ist, erstmal ist immer noch eine Abgabe auch auf diesen Eigenverbrauch, was es wirtschaftlich dann unattraktiver macht.
 Also auch Ege, umlage dazu bezahlen und diese sogenannte Solarsteuer ist ja wieder sinnig. Ich vergleich das immer damit, als wenn man auf dem Balkon seinen eigene Tomaten züchtet, die Essen will.
 Aber da kommt jemand und sagt nein, darauf musst du jetzt mehr Wettsteuer bezahlen, bevor du die ist.
 So, das ist mal das eine. Das zweite ist die Argumentation der Bundesnetzagentur.
 Der Netzbetreiber ist die, ja wenn das jetzt alle machen, dann haben wir hier ein unkontrolliertes Netze auf verteilenetz Ebene.
 Und das darf man nicht, sondern die müssen das mit uns abstimmen, um bei diesem Beispiel zu bleiben.
 Er fordert man jetzt von demjenigen, der die Tomate gezüchtet hat auf dem Balkon, dass er zum Wochenmarkt geht.
 Diese Tomaten dort anbietet, dafür ein Euro bekommen. Dann aber jemand sagt aha, wunderbar du kannst die Tomaten auch zurück haben, dafür musst du 5 Euro bezahlen.
 So, das ist die Idee dahinter, dass diese dezentralen Verteilnetzbetreiber fürchten, wenn jetzt das passiert, dass das Netz überlastet wird, dass zu viele Eigenverbraucher da kommen, dass das unkontrolliert wird, man will eine Regelung haben, damit das eben nicht unkontrollierte passiert.
 Und da gibt es jetzt jungs auch eine schöne Studie von der EWS schonau, die sich das mal angeschaut hat, auch mit sehr vielen dezentralen Last-Profilens, so heißt das dann, dass man die gut integrieren kann.
 Aber eben nicht braucht, dass es diese komplizierten Regelungen gibt, die die Bundesnetzagentur da vorstreibt, wo man dann einen Smart-Mieter einbauen muss, wo man dann mit der Bundesnetzagentur mit dem lokalen dezentralen Netzbetreiber-Araunchemaus treffen muss.
 Sondern, dass man das ganz unkompliziert integriert und darum geht es ja auch.
 Und diese bürokratischen Hürden, die sie gerade beklagt haben und auch diese finanziellen Belastungen sind die bereits in Kraft oder sind die jetzt Gegenstand dieser EEG-Novelle?
 Also wir geht es einfach darum, noch ein bisschen rauszuarbeiten, was denn jetzt konkret der Einfluss dieses Gesetzinfurs bekommen?
 Ja, genau das ist das, was jetzt diskutiert wird und das, was auf dem Tisch liegt und das, was man auch besprechen muss.
 Also das, was sie ja eingangs auch erwähnt haben, die Umweltverbände, viele erneuerbare Energienanbieter werden eben dafür, dass man diese nicht diese komplizierte Regelungen hat, sondern das möglichst einfach macht,
 dass man, wenn man einen Verbrauch, das auch nutzen kann, keine zusätzlichen Abgaben drauf sind, dass man nicht verpflichtet wird, Smart-Mieter einzubauen oder mit dem dezentralen Parteien-Novelle-Araunchemaus, komplizierte Regelungen treffen muss, sondern, dass man das einfach tun kann, unkompliziert und dann einem festen Preis bekommt.
 Das ist jetzt in der Diskussion.
 Und das heißt also, in dem gegenwärtig beschlossenen Gesetzinwurf, also der vom Kabinett ja immerhin beschlossen ist, im Bundestag liegt da, sind noch keine Erleichterungen für den Eigenverbrauch drin?
 Genau, das ist jetzt in der Diskussion, also man hat was vorgeschlagen eben, dieses Beispiel, was ich versucht habe, ein bisschen anschaulicher zu machen, dass man sich das mal vorstellen kann, bei Strom ist ja immer so eine Sache, das will man ja eigentlich auch mal den Nachbarn verkaufen können.
 Auch da gibt es ja mit der Digitalisierung, neure Möglichkeit im Blockchain, ist ja das Stichwort, all das ist da momentan nicht drin, sondern eben diese komplizierte Verpflichtung.
 Und das macht das Ganze nicht unbedingt leichter.
 Und das wird man jetzt nochmal diskutieren müssen, spätestens eben im Januar, wenn dann diese Regelungen treffen wird, man merken, es wird komplizierter und deswegen ist es so wichtig, dass man da jetzt im Prozess zumindest die Hauptsteubarsteine wegnimmt.
 Also Sie haben ja gesagt, Prozessen, das ist jetzt im Bundestag und so in eine Sache noch zu diesem Eigenverbrauch den Smartmietern, die Sie erwähnt haben.
 Also die Bundesregierung argumentiert ja, wir brauchen diese Smartmieter, also diese Smarten, digitalen über das Internet abfragbaren und steuerbaren Strommessers, weil so viele Anlagen auf einmal im Netz sind und wir müssen das steuern und wir können nur diese dezentralen Stromproduzentenhäuser verbricken, unternehmen in diese Stromnetz integrieren und das Stromnetz schön regulieren, wenn wir das alles so schön mit Smartmietern steuern können.
 Mittell große Anlagen auf Privathäusern hieß es, dass jetzt glaube ich nach der vorliegenden Novelle die Förderung ist nach 20 Jahren abgelaufen, man muss jetzt einen teuren Smartmieter einkaufen und es gibt Leute, die sagen, wenn ich dieses Geld für den Smartmieter bezahlen muss, dann zahl ich für meinen Strom letztlich, den ich vom Dach kriege mehr als wenn ich ihn aus dem Netz ziehen würde.
 Und deswegen könnte ich meine funktionierende Photovoltaikanlage auf dem Dach, kann ich eigentlich verschrotten. Ist das ein reales scenario?
 Ja genau, das hatte ich eben versucht mit diesem Beispiel zu erkennen mit den Tomaten. Also sie züchtete Tomate auf dem Backcom, jetzt kommt aber jemanden sagt sie müssen den aber, sie müssen sie zum Wochenmarkt tragen und da kriegen sie in Euro von mir und da müssen wir 5 Euro zurück kaufen.
 Das ist genau das, was ich meinte, was sie gerade eben auch so schiefen kann.
 Das ist jetzt schiefen in der Novelle steht.
 Genau, also das ist ein Moment in der Diskussion, das soll so sein und ich will aber auch nochmal auch fachlich erklären, warum es falsch ist, dieses Smartmieter einbauen zu müssen.
 Erst mal nicht, wenn die Kosten, die sie erwähnt haben, ist das eine und zum anderen ist es ja gar nicht notwendig, dass jetzt unbedingt der dezentrale Verteinetsbetreiber darauf zugriff hat und sich da in den System so integriert, dass sie jetzt mit ihrer Dachanlage da plötzlich zum großen Stromhändler werden müssen.
 Sondern das geht eben über bestimmte Lastprofile und da brauchen sie gar keinen Smartmieter, haben die Kosten nicht und können sich da unproblematisch in Strom selber nutzen oder eben auch ins Lokalinets angeschlossen sein.
 Die EWS-Schöner hat da jetzt kürzlichen tolle Studie gemacht, die machen das jetzt auch und die wollen das auch umsetzen.
 Das geht über sogenannte Lastprofile. Also man weiß dann die Haushalte, die jetzt der Haushalte relativ wenig hat oder das mittelständische Unternehmen, die Teil eben dieser lokalen Energiewende, die zentrale,
 in den Energiewende mit Solar sind, die werden da zusammengeschachtelt, aber man hat dann das abgeregelt oder integriert das über sogenannte Lastprofile und die Digitalisierung hilft hier sehr viel, dass man das auch gut miteinander koppen kann.
 Dafür brauchen sie keinen eigenen Smartmieter, der teuer ist und ein zusätzlicher Hemmnis darstellt. Und genau darum geht es jetzt auch, dass man eben solche Lösungen auch ermöglicht, das wäre mit diesem jetzt hingeschackt nicht machbar.
 Okay, aber ich meine, der entsteht doch jetzt der Eindruck, die Bundesregierung redet die ganze Zeit von der Energiewende, die Bundesregierung bekräftigt immer wieder Ausbauziele, möchte immer, oder bekräftigt immer wieder den Wunsch möglich zu CO2 neutral zu werden auf der anderen Seite.
 Wenn es dann quasi zum Schwur kommt, wenn es in die Details geht, werden immer neuere biokratische Hütten aufgestellt.
 Wir haben gerade so ein paar beispiele ja diskutiert, wo ich persönlich als beobachter in dieser Regulierung mir jetzt schon die Frage stellt, wie kann denn das eigentlich sein?
 Was ist denn der Grund, warum die Bundesregierung immer neue Hürden erfindet, die den Ökostromausbau letztlich unattraktiver machen?
 Ja, das ist wirklich die eine Million Dollar Frage, finde ich. Also die auf die ich persönlich auch in den ganzen, ich bin ja auch schon länger dabei und wir stellen ja schon lange Studien auch zu diesem Thema wirklich nicht beantworten kann, weil das mich auch oft rathlos zurücklässt.
 Warum man gerade bei den erneuerbaren Energien eben solche Barrieren aufgebaut hat, bis eben auch hin zu dieser Förderung, die man jetzt ja abgehendert hat, in Richtung Ausschreibung.
 Die ganzen Windabstandsregelung, weil auch bei der Windenergie hat man ja große Probleme und wüsste eigentlich auch, wie man es besser machen kann.
 Bei der Solainergie, wo man dann erstmal in Deckel hatte, den hat man das CO2 dann reggenommen, aber trotzdem weitere Barrieren drin hat, immer mit dem Argument, die erneuerbaren Energien sein.
 Und damit schiebt man ihn automatisch so eine Sünden-Wok-Funktion zu, hat das auch politisch gewollt, so konzipiert.
 Auch durch die Berechnungs-Metode, weil die EG-Umlage ja seit 2009 seitdem man eben diese Berechnung angewendet hat, massiv nach oben gegangen ist.
 Und damit immer der Eindruck erweckt wurde, erneuerbare Energien sind Kostentreiber, ein Luxusgut und führen eben zu diesen ganzen sozialen Verwerfungen,
 alles, was dahinter herkollportiert wird. Eigentlich ist das Ziel, aber der Bundesregierung, die erneuerbaren Energien auszubauen, unter auf die Kosten zu gucken, das ist ja völlig legitim.
 Das ist ja auch in Ordnung, aber mit dem vorherigen Instrument, gerade wenn man jetzt 20 Jahre Förderung auch festlegt, hätte man eine viel bessere Preiskontrolle gehabt.
 Und das zeigen alle internationalen Studien. Jetzt weiß man zwar über die Ausschreibung, ja die erneuerbaren Energien sind billiger.
 Das kommen auch die Billigsten zum Zuge, aber die Ausschreibung bergten eben auch, da die Probleme, die wir jetzt sehen, dass dann eben nicht zugebaut wird, dass es komplizierte Verwaltungsmonster sind, die eben dazu führen, dass der Zubau auch bei Windenergie komplett zum Erliegen gekommen ist.
 Also die ganzen Probleme, die wir aus der Forschung auch kennen, treten in der Realität jetzt auch in Deutschland auf.
 Und all das ist so ein Muster, was ich einfach auch persönlich feststelle, der Bundesregierung, die immer wieder diese Barrieren einführen. Und ich kann Ihnen nicht genau beantworten.
 Ich würde es gerne, aber ich kann es nicht genau beantworten, warum die Bundesregierung da das macht. Es gibt Mutmaßung, die ich auch in verschiedenen Büchern mal aufgearbeitet habe, aber man weiß es natürlich nicht genau.
 Jetzt muss man, der Fähn ist halb selber sagen, dass die Bundesregierung natürlich für sich auch ein paar Dinge reklamiert. Also die sagen in dieser EEG-Nurwelle, würde erstmals richtig festgeschrieben, das verbrauchter Strom in Deutschland 2050 klimaneutral sein soll.
 Sie sagen, amitionierte, erneuerbare Ausbaufade bis 2030 werden gesetzlich verankert, um das Ziel von 65 Prozent erneuerbaren Strom bis 2030 zu erreichen. Ist das alles quatsch? Stimmt das nicht?
 Nein, doch, also das stimmt schon. Und die Ziele sind auch da und werden auch formuliert. Stell ich da jetzt auch nicht in Abrede, dass er jetzt selbst solche Ziele dann einfach nur so formuliert werden. Aber man erreicht sie eben nicht.
 Und jetzt versucht man ja dagegen zu steuern. Also einmal auch mit dem Klimagesetz, dass man sagt, okay, wenn wir die Emissionsminderungsziele nicht erreichen, dann brauchen wir auch hebel, damit das geändert wird.
 Aber wenn man hat Ausbaufade für die erneuerbaren Energien und muss dann auch gegensteuern, wenn das nicht funktioniert. Aber wir sehen ja im Moment, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien quasi zum Erliegen gekommen ist. Und das insbesondere bei der Wind in der giern Land extrem dramatisch und die Ausbaufade überhaupt nicht in die Richtung gehen, die sie ja zurecht ansprechen.
 Aber die Bundesregierung sagt, mit der EEG-Novelle wollen wir das genau erreichen. Also die Listen ja konkret auf, wie viel Gigawatt bis wann zugebaut werden sollen mit Hilfe dieser EEG-Novelle bis 2030.
 Ja, also das ist auch grundsätzlich gut, dass man das er auflistet und sich dieses Ziel vornehmen. Das finde ich auch erstmal gut und richtig. Aber man muss dann aber auch die Maßnahmen so konzipieren, so lainer Energie haben wir es gerade schon besprochen.
 Bei der Windenergie sind auch Möglichkeiten genannt, auch gerade was jetzt die Schwierigkeiten angeht, wenn auch die ganzen bürokratischen Verfahren, den Ausbau der Windenergie lahmt, lehmt unter auch finanzielle Beteiligungsmodelle für Regionen, für Kommunen, für Städte.
 Das sind alles Gute und auch richtige Ansätze, dass da will ich jetzt auch nicht alles in Schutz und Asche reden, was da drin steht. Da sind ein paar gute Komponenten dabei. Aber es sind eben auffällig viele Komponenten wieder dabei, die zweifeln lassen an der Ernsthaftigkeit dieses Vorhaben.
 Sie ziele sind gut, dass man sie nennen und es ist auch gut, dass sie da drin stehen. 65% werden nur nicht reichen, weder die 65% an sich, um die Energiewende und Klimaziele zu erreichen, auch aufgrund des Kohleausstiegs, auch aufgrund der Pariser Klima-Beschlüsse.
 Und wir wissen auch, dass der Stromverbrauch zunehmen wird und nicht abnehmen, wie die Bundesregierung rechnet. Sprich, wir bräuchten eigentlich 75% sowieso bis 2030 an der neuerbaren Energien.
 Und darüber hinaus noch mehr, weil wir auch mehr Strombedarf haben, durch die Elektrifizierung des Verkehrs, durch die Elektrifizierung der Gebäude, durch einen höheren Strombedarf insgesamt.
 Und da merkt man einfaches die Bundesregierung. In der Vergangenheit sind ein bisschen verhaftet. Sie hat da veraltete Szenarien, das ist nicht schlimm, dass sie die hat. Aber sie müsste da viel, viel häufiger ein Revyu-Prozess haben.
 Der draufhin weiß Entschuldigung, hier müssen wir jetzt mal neu rechnen. Hier haben wir neue Vorhaben und wir haben neue Ziele und darauf anpassen.
 Und da gibt es jetzt erste Schritte, dass man das Vorhat in der Zukunft in den letzten Jahren hat es leider nicht funktioniert. Und deswegen muss man da besser werden.
 Ja, vielleicht, wenn Sie vorkämpfer noch einen Wunsch äußern könnten an den Gesetzgeber. Was ist die eine zentrale Änderung in diesem Gesetzentwurf, die Sie sich unbedingt noch wünschen würden in den nächsten Wochen?
 Ja, was ich mir unbedingt wünsche würde wäre, dass, was wir eingangs besprochen haben, dass man die Solar-Energie mal vollständig von diesen ganzen Barrieren und Hindernissen befreit und einfach sein lässt, dass sie man sie machen lässt, dass jeder, der Solar-Energie installieren will, das können muss und die ganzen Barrieren einfach abschafft und nicht jetzt noch mehr Steubarsteine einbaut.
 Damit tatsächlich der Ausbau der Solar-Energie flächendeckend vorankommt, weil das ein wesentlicher Baustein ist der Energiewende und wir auch damit die Klimaziele erreichen können und wir auch die Energiewendeziele erreichen können und mit Wind allein wird man es ja nicht lösen können, sofern.
 Erneuerbar in den Teamplay, ja da würde ich mir wünschen, dass die Solar-Energie stärker von all den Hindernissen befreit wird.
 Ja, vielen Dank. Das war Claudia Kämpfer. Sie ist Energieexpertin des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung zur geplanten Novelle des EEG. Vielen Dank von Kämpfer.
 Wir sind in den Städten, in den gesprochen betrifft natürlich auch das Land, aber Brandpunkt sind hier vor allen Dingen die Städte und da geht es viel nicht schnell genug voran.
 Ja, es gibt hier und da Fahrradwege und da auch ein paar Merylade-Säulen und und und und und. Aber vielen reicht das einfach nicht und da gibt es in Berlin jetzt ein recht ambitionierte Bürgerinitiative, die den Wunsch einiger mal recht radikal auf einen Punkt bringt.
 Und die Bürgerinitiative heißt Berlin autofrei und will mehr oder weniger das was der Name sagt der Name ist in sofern Programm und das Ziel ist den Berliner S-Bahn-Ringen mit einer Übergangsphase weitgehend von Autos zu befreien.
 Also der Berlin S-Bahn-Ring für die die keine Berliner Berlineren sind, da ist schon echten Großes Gebiet.
 Also das ist der Großteil der Innenstadt. Und was danach kommt ist schon fast Brandenburg. Also das ist nicht ganz Berlin, aber ich habe es jetzt nicht nachgeguckt wie viel Prozent der Fläche, aber das ist das ist ein Großteilberlinz, der mit weitgehend von privaten Autos befreit werden.
 Und wir haben mal an der GESA gefragt, Presse-Sprecherin dieser Bürgerinitiative, die ja diese Woche ihr Konzept vorgestellt haben, das ist ja noch sehr am Anfang, was denn Ziel dieser ganzen Aktion ist.
 Unsere Initiative Berlin autofrei fordert, dass der Autofakerinheit des Berliner S-Bahn-Ring ist deutlich reduziert wird.
 Davon profitieren alle Berlineren und Berliner, denn eine autoarme Innenstadt erhöht die Lebensqualität für alle.
 Die wollen das ja wohl per Volksentscheid machen. Ja, ganz genau. Also die Initiatur innen dieser Initiative gehen am Vernicht davon aus, dass sich sich da schnell über quasi die normalen politischen Wege überwahlen.
 Etwas tun wir insbesondere die SPD, Mauertja und hat sich in gerade in den letzten Tagen wieder als Freundin des Autofakeres profiliert.
 Da gab es ein Interview unserer Bundesfamilieministerin, die hier in Berlin regierende Bürgermeisterin werden, will Franziska Giffey und von einem anderen führenden sozialdemokraten Ralf Zalleh und die beiden haben sehr deutlich Position quasi für das Auto bezogen, sich in ganz vielen Punkten abgegrenzt von Grünen und Linken vielleicht gehen wir auf diesen Rechtsschwenk, der jedenfalls Berliner SPD auch noch mal separat ein.
 Aber auf jeden Fall ist völlig klar, mit Wahlen lässt sich ein solches Ziel in Berlin so schnell jedenfalls nicht erreichen.
 Und deswegen möchten Sie ein solches Gesetz, das eben in Berliner esbarnringen möglichst autofrei machen soll, auf Dauer erreichen mit einem Volksentscheid.
 Da gibt es in Berlin so drei verschiedene Phasen. Erst muss man ein paar Unterschriften sammeln, um überhaupt so ein Grundinteresse darzulegen.
 Da gibt es eine zweite Stufe, da muss man dann schon deutlich mehr Unterschriften sammeln. Und wenn man da innerhalb einer festgelegten Zeit eine bestimmte Mindestzahl erreicht hat, dann gibt es im dritten Schritt eine große Volksabstimmung, wo man also quasi wie bei einer Wahl hingeht und seinen Kreuz hier macht.
 Und auf dieser Art und Weise soll möglichst direkt von den Wellerin und Wellern im Land Berlin, also ein solches Gesetz in Kraft gesetzt werden.
 Ja, natürlich kann man den Welliner esbarnringen jetzt nicht mit quasi per Big Bang von Privatem, insbesondere autofrakeär, befreien, sondern da ist eine Übergangsphase von einigen Jahren geplant.
 Aber trotzdem bedeutet natürlich ein solcher Wandel hin zur Auto, weitgehend autofreien in den Stadt doch einen ganz erheblichen Einschnitt.
 Und wir haben uns deswegen gefragt und haben das auch die Presse-Sprecherin an der Gläser nochmal gefragt, welche Verkehrsmittel sollen denn die Menschen in der Berliner City in Zukunft dann noch nutzen können zum Beispiel für den Familien einkaufen.
 Und wie sieht es denn zum Beispiel auch mit Car Sharing aus? Kann man, wenn man schon ein eigenes Auto mehr hat, vielleicht dann in solchen Notfällen doch mal auf Car Sharing ausweichen, wie soll das aussehen?
 Innerhalb des Esbarnringens stehen den Wellinerinnen und Welliner in alle Möglichkeiten offen, denn es gibt superviele Alternativen zum Auto.
 Wir können zu Fuß gehen mit dem Fahrrad oder Lastenrad fahren, den Bus nehmen, die Traben, die Esbarn, die U-Bahn und stehen so viele Möglichkeiten zur Verfügung auch zum Einkaufen.
 Das ist am Anfang vielleicht eine Umstellung, aber in Zukunft kann der Familien Einkauf dann zu einem schönen Familienausflug mit Lastenrad werden, ohne stressige Staus- und Parkplatzsuche.
 Car Sharing sehen wir momentan nicht als echte nachhaltige Alternative Fahrrad und Straßenbahn dagegen schon.
 Ich glaube ja, dass diese Idee durch Corona durchaus größere Chancen bekommt. Ich will ja nicht sagen, dass Dinge sind Nomarraner und wird auf jeden Fall beschlossen.
 Aber die Erfahrung von vielen Berlinern und Berlinerinnen in der Corona-Zeit, dass eben die Straßenlärwaren zum Teil gesperrt waren, Fußgängerzonen werden eingerichtet.
 Das hat, glaube ich, vielmals so vor Augen geführt, wie geil das sein kann, wenn in der Stadt keine Autos fahren, wie geil das sein kann, wenn du einfach zu Fuß sicher überall hingehen kannst und mit dem Fahrrad überall hinfahren kannst.
 Also ich will nicht sagen, dass das jetzt alle überzeugt hat, aber ich kann mir durchaus vorstellen, dass da einige offengeschmack gekommen sind und so eine Initiative etwas wohl wollen dagegen überstehen, als vielleicht noch von einem halben Jahr.
 Das kann ganz gut sein, das glaube ich auch, dass mein insbesondere so ein Mittelbein nahbereich, das schon sehr schön findet, wenn einfach nicht alles von Autos zugeparkt ist und nicht so viel Verkehrslayer im Hirsch und so.
 Das glaube ich schon, dass das ein sehr attraktives Ziel ist. Ich denke, der Erfolg der Initiative wird ganz maßgeblich davon abhängen, wie radikal dieser Gesetzentwurf letztlich formuliert wird.
 Es gibt eben noch keinen fertigen Gesetzentwurf, es gibt bislang nur Eckpunkte. Da arbeitet die Initiative noch dran und schätze auch, dass man da also sehr genau hinhört, wie jetzt das erste Medien-Echo ist.
 Also ich würde ehrlich gesagt denken, dass steht und fällt mit den Ausnahmen. Also wenn man tatsächlich radikal quasi nur noch Feuerwehr, Autos und Polizei Autos zu lesen, alles andere sperrt, ja, um also ein extrem Bild an die Wand zu malen, das ist glaube ich nicht geplant.
 Aber dann könnte ich mir vorstellen, dass es für sehr viele Berlinerinnen und Berliner doch zu radikal ist. Wenn man hingegen halbwegs großstügige Ausnahmen vorsieht, keine Ahnung, wenn man die Mutter aus Thüringen mal zu Besuch hat und die eben gebehindert ist, dann möchte man natürlich, dass die dann eben quasi Ausnahmen sweise tatsächlich auch mal bis für die Haustür.
 Und dann kann ich natürlich auch mal bis für die Haustür fahren, mit ihrem Auto. Daran wird es, glaube ich, letztlich gemessen werden. Die Menschen werden schauen, ja, Grundprinzipautofahrer Innenstadt hat ganz viele Vorteile. Aber wie sieht es denn in den Ausnahmen aus? Kann ich nicht vielleicht doch mal für einen Familien Einkaufen-Kartogout nutzen?
 Kann ich nicht vielleicht doch meine Mutter einladen oder wie sieht es aus, wenn ich, wenn ich ausnahmsweise meine Party feiern will und dazu keine Ahnung, Bierzeil-Garnitoren-Randschaften will.
 Darf ich die mit dem Lastenrat quer durch die Stadt schimmern oder kann ich die dann doch mal mit dem Kartogout? Oder keine Ahnung, es gibt ja Fisch oder Wiescher oder die Wieschen, oder die ganzen Wiescher-Hanno.
 Wir wollen ja nicht für einen bestimmten Werbung machen. Auf jeden Fall, ich glaube, an diesen Ausnahmen wird es letztlich gemessen werden. Das Grundprinzip findet, bin ich bei dir, könnte ich mir gut vorstellen, dass das in Berlin durchkommt.
 Aber wenn die das jetzt quasi so fundamentalistisch durchziehen wollen, ohne überdruckwentil, ja, für Ausnahmebedürfnisse, dann wird das nix. Und man will dann auch nicht irgendwie extra Ausnahmignähmigung beantragen. Das will auch kein Mensch.
 Also da muss man sehen, das muss ganz einfach pragmatisch und logisch laufen. Und da bin ich total gespannt, was der Gesetzinfo bietet.
 In Berlin gibt es eine relativ niedrige Autobesitzquote. Ich glaube, die ist in der Berliner Innenstadt unter der Hälfte. Weniger als die Hälfte haben einen Auto in Frankfurt und München. Und so sieht das, glaube ich ziemlich viel anders aus. Wir haben in Berlin so was wie 300 oder 300 Autos pro Tausend einwohner in Frankfurt und München sind es 460 und 500. Also erheblich viel mehr.
 Wir haben in Berlin auch einen relativ gut ausgebauten öffentlichen Nahverkehr. Und das glaube ich ist das andere Ding. Wenn du Autos einschränkst, musst du halt die Alternativen wirklich gut machen und stark machen.
 paar fallen einfach vom Baum wie Lehre Straßen. Da kann man dann auch mit dem Fahrrad gut fahren. Aber andere Sachen müssen eben ausgebaut werden.
 Ich finde, dass ihr noch keinen Gesetzentwurf vorgelegt haben. Es ist nur Eckpunkte gibt und so zeigt, dass das ein komplexes Problem ist. Dass das nicht einfach zu lösen ist, wenn du das wirklich mehrheitsfähig umsetzen willst.
 Aber ich finde es einfach gut, weil das man visonäres pro Projekt ist, was einfach mal ein Versuch startet wirklich eine radikale Wende zu machen.
 Und jeder, der das mal erlebt hat, wie geil das ist, wenn keine Autos durch die Gegend fahren. Und man einfach sicher und bequem und schön Fahrrad fahren und zu Fuß gehen kann.
 Das ist einfach eine lebenswerte Stadt.
 Ja, also ich finde das auch so ein paar Teile. Ich bin nicht beide. Ich finde das auch sehr cool. Das sieht das mal versuchen.
 Zum gleich habe ich aber auch ein bisschen Angst, sage ich ganz offen, denn wenn das jetzt durchfällt in Berlin, dann hat diese Idee erst mal richtig gewinnt.
 Mit anderen Worten, die haben jetzt im Grunde nur einen Schuss und der muss sitzen. Und deswegen hoffe ich einfach, dass dieser Gesetzentwurf so viele zum einen so pragmatisch formuliert ist, dass man also wirklich sofort erkennt, das funktioniert.
 Das ist jetzt nicht ein riesen bürokratischer Aufwand. Ich muss dann jetzt nicht ständig zu irgendwelchen Emtern rennen, sondern das funktioniert einfach.
 Und zum zweiten, dass da einfach pragmatische Ausnahmen drin sind, wo die Leute sagen, ja, dieses Gesetz ist keine bürokratische Gängelung, sondern wenn ich ein Ausnahmebedürfnis habe, wir haben gerade schon eine Reihe Beispiele genannt, Familien Einkauf oder eben die Mutti aus Thüringen kommt vorbei oder oder oder.
 Da muss das Gesetz eben lücken lassen.
 Ich würde halt einfach sagen, man darf jetzt nicht den Big Bang versuchen und alles auf einmal wollen.
 Und dann kann man sich quasi der Einstieg in die Autofreihe innen statt und der wird den Berlinerinnen und Berliner nur zu vermitteln sein, wenn wirklich großzügige Ausnahmen drin stehen. Zum Beispiel auch für Taxis.
 Ich will natürlich die Möglichkeit haben, Taxi zu nehmen, wenn das nicht mehr geht, weise nicht. Dann weiß ich selber nicht, wie ich stimmen würde.
 Du küsst ja aus solche Sachen, so Umstieg, in dem du einen klaren Zeitrahmen schaffst, der halt planbar ist. Wenn du halt sagst, wir haben hier fünf Phasen und das zieht sich über die nächsten sechs Jahre.
 Erst der Phase bis dann, dann können die Leute sich drauf einstellen, dann können die Geschäfte sich drauf einstellen. Dann kann sich alle so ein bisschen anwissen, die das kommt.
 Das finden wir zwar nicht alles toll, aber es ist berechenbar und so wird halt die Autofreiheit immer größer über die Zeit.
 Aber eben planbar und die Leute können sich drauf einstellen. Ich glaube, so was ist wichtig.
 Schocktherapie funktioniert nicht. Dann kriegen die Leute Angst und stimmen dagegen.
 Das wäre aus einer politischen Perspektive, glaube ich, ganz zentral, dass man diesen Gesetz in Vorwurf natürlich ambitioniert schreibt, aber zugleich auch so, dass die alle meistens Menschen das Gefühl haben, das ist jetzt kein zu harte Eingriff.
 Da werden meine Bedürfnisse wirklich noch wahrgenommen. Denn sonst fällt das Ding am Ende durch und dann ist diese Idee gestorben und den Zweifel auch für andere Städte gestorben.
 Das finde ich total bedauerlich. Das wäre so meine Sicht auf dieses Projekt nicht zu ambitioniert sein. Einstieg aus dem Auto.
 Ich glaube, das muss das Gebot der Stunde sein und die Berlinerinnen und Berliner nicht das Gruseln lehren.
 Klar, du hast es gesagt, für die nicht alle haben Autos, aber die allermeisten Menschen haben Ausnahmsweise, das Bedürfnis nach dem Auto.
 Und da, glaube ich, muss man auch auf die Menschen hören.
 Genau, wir blicken mal wieder nach Brüssel in dieser Woche haben sich das EU-Pallement und die EU-Agraminister verständigt, wie in den nächsten 7 Jahren die Landwirtschaft in Europa subventioniert werden soll.
 Und dabei geht es um massive Skeld. Also es geht um über 300 die Zahlen schwanken, also ein bisschen 320, 380 Milliarden Euro, die fast 40% des gesamten EU-Haushalts ausmachen.
 Die fließen in die Landwirtschaft. Das hatten wir es mit Geschichte zu tun.
 Landwirtschaft war halt so ein bisschen so nuklios der EU um europische Landwirtschaft.
 Das hat zum Krieg geht aufzubauen und so weiter. Deswegen hat Landwirtschaft so eine enorme Rolle in der EU und verbraucht eben fast 40% des gesamten Etats.
 Und wie dieses Geld in den nächsten 7 Jahren verteilt wird, das wurde jetzt in Brüssel weitgehend aus Baldur.
 Das ist nicht ganz durch, aber weitgehend. Und die Frage ist halt, wie funktioniert das denn bisher, wie wird dieses Geld eigentlich bisher verteilt?
 Ich würde das immer wieder korriost. Das meiste Geld davon wird in sogenannten Direktzahlungen überwiesen. Also das funktioniert wirklich auf eine Art total simpel.
 Du hast einen Hektar Land, dann kristol und festen Betrag Euro. Überwiesen.
 Jedes Jahr. Das Schwanken von Land zu Land und so weiter. Aber im Prinzip ist das das Prinzip 80% des EU-Geldes bekommen.
 Deshalb 20% der Bauern. Warum ist das so? Die Direktzahlung, du kristol pro Hektar Land, eine bestimmte Summe von der EU-Überwiesen.
 Egal was du mit dem Land machst, diese Direktzahlung haben halt die Bodenpreise in die Höhe getrieben.
 Weil das halt eigentlich eine Lizenz zum Gelddrucken ist. Du hast das Land und dann bekommst du dafür Geld.
 Und deswegen sind die Bodenpreise gestiegen. Den Boden können sich dann häufig nur noch große landwirtschaftliche Betriebe leisten.
 Was wiederum dazu führt, das kleiner aussteigen und die großen Kaufenden an das Land und kriegen dann mehr Direktzahlung.
 Sprich deshalb ist es so, dass 80% dieser Kohle nur an 20% der Bauern fließt. Aber das ist das wesentliche Prinzip Direktzahlung.
 Das Land, du kristol Geld.
 Das heißt, es ist eine Art bedingungsloses Grundeinkommen. Das ist an deineren Daran gekoppelt.
 Ja, ich meine, das alleine darangekoppelt ist, dass du Landbesitzer bist oder Besitzerin.
 Das ist diese sogenannte erste Säule, der ist ja gemeinsam europäischen Agrarpolitik.
 Und die zweite, die ist dann geringer rappost, das sind dann so gelder für die ländliche Entwicklung.
 Da können dann halt andere Projekte mit finanziert werden. Da gibt es dann noch mehr Spielraum auch für die Nationalstaaten.
 Aber im Kern geht es da um diese Direktzahlung.
 Na gut, und jetzt gibt es halt jahren Streinterum und der Kern dieses Streits ist die Wahrnehmung, dass diese Direktzahlung, die eben praktisch keine Fraußetzung geknüpft sind.
 Doch eigentlich mal genutzt werden könnten, um auch so was wie eine politische Steuerungswirkung zu entfalten.
 Insbesondere natürlich, was so quasi, ja das große Thema unserer Zeit ist eine Steuerungswirkung hin zu weniger CO2-Verbrauch.
 Denn immerhin ist die Landwirtschaft in der europäischen Union ja für mehr als 10% der CO2-Emission verantwortlich.
 Und deswegen gibt es eben die Forderung von Klimaschutzern, die EU muss Subventionen daran knüpfen in Zukunft.
 Das Bauern oder Bäuerinnen Klimaschutzmaßnahmen treffen. Ja, das hier also versuchen weniger CO2 zu imitieren.
 Und dann allerdings kam die neue EU-Kommissionspräsidentin Oose und dann von der Leyen mit ihrem Green New Deal um die Ecke-Fivedeb.
 Was hat es denn damit auf sich?
 Na ja, also das heißt im Prinzip, dass der Europa bis 2050 klimaneutral produzieren soll im Kern und alle dachten nah super.
 Dann wird das jetzt ja auch die Kärtwende bei den Agrarsubventionen geben, wenn es jetzt eben darum geht für die nächsten sieben Jahre festzulegen, wer bekommt nach welchen Ketan Geld.
 Das Problem war aber, dass der Vorschlag der Kommission für die nächsten sieben Jahre eben noch von von der Leyen Vorgänger formuliert wurde.
 Und diese ganzen Vorgaben des Green New Deal noch nicht beinhaltet hat. Und Oose La Fondalein hat versäumt, wie auch immer, jedenfalls es nicht gemacht.
 Diesen Vorschlag der Kommission zu überarbeiten und an diese neuen Zielvorgaben des Green New Deal anzupassen.
 Und so war es jetzt also so, dass das sowohl das EU-Pallement als auch die Agrarminister der EU über einen Reform, über einen Vorschlag debattieren mussten, der eigentlich schon veraltet war.
 Und der diesen neuen Vorgaben des Green New Deal eigentlich schon nicht mehr entspricht.
 Nun können aber die beiden Institutionen über das Bratschlagen, was in die EU-Kommission vorschlägt. Und deswegen waren viele schon von vorne rein enttäuscht, dass die Latte da schon von vorne rein sehr tiefing.
 Okay, also Oose La Fondalein hat einen unambitionierten Vorschlag vorgelegt. Und wie sieht denn jetzt der Kompromiss der Ministerin und Minister aus?
 Also der Kompromiss sieht bisher so aus, zumindest der Agrarminister, dass mindestens 20% der Direktzahlung künftig nicht mehr einfach nur für die Fläche ausgeschüttet werden, sondern Anleistung für Klima und Umwelt geknüpft sein sollen.
 Allein in Deutschland sagt Julia Klöckner, die deutsche Agrarministerin, die die Ratspräsidentschaft hat und die ganzen Sitzung und die Verhandlungen jetzt geleitet hat, die sagt, allein in Deutschland wäre das ungefähr eine Milliarde Euro.
 Die halt verteilt wird von der EU, aber die eben an Umwelt und Klimafvorgaben geknüpft sein könnte. Es gibt aber, dass es Teil dieses Kompromiss so eine zweijährige Lernphase, das heißt von diesen sieben Jahren passiert zwei Jahre lang eigentlich erst mal gar nichts.
 Da gibt es wieder Geld für, also können zumindest die Nationalstaaten diese Direktzahlung einfach weiter für Fläche ausschütteln. Und sie nicht an Umweltvorgaben knüpfen, weil die Länder wie zum Beispiel Polen und Bulgarien und so erst lernen sollen.
 Wir wieder in der Umweltvorgaben gemacht und umgesetzt werden können. Und deswegen können sie müssen sie diese 20% nicht für Umwelt, Ausgaben reservieren in den ersten zwei Jahren, sondern können das auch weiter für die Fläche ausgeben, danach sollen aber 20% immerhin für Umweltvorgaben ausgegeben werden können.
 Allerdings ist das alles freiwillig. Also kein Bauer, keine Bäuerin muss diese Klimavorgaben erfüllen, sondern es ist alles freiwillig. Und wenn du es tust, kannst du halt ein bisschen Geld dazug.
 Okay, und was sind denn jetzt die so denkbare Umweltleistungen, die die Nationalstaaten nach dieser zweijährigen Phase da irgendwie entlohnen sollen?
 Ja, also das ist ein Du kannst vielleicht natürlich brach liegen lassen. Du kannst sie wieder zum Moern verwandeln. Du kannst bestimmte Pflanzenfolgen ändern und so das Problem, aber daran ist, also wie gesagt, Problem oder schauen Sie nachdem, was solche Umwelt Maßnahmen sind für die eben dann Geld gezahlt werden kann.
 Das bleibt weitgehend den Nationalstaaten überlassen. Die müssen sogenannte nationale Strategiepläne machen, die dann von der EU-Kommission genehmigt werden.
 Und Greenpeace moniert im Grunde haben wir eine Renationalisierung der Agrarpolitik, denn auch in Deutschland wird es wieder Debatten geben zwischen dem Umweltministerium und dem Landwirtschaftsministerium.
 Ja, was sind denn jetzt Umweltmaßnahmen? Ist es weniger Pestizit? Ist es weniger Düngen? Ist es Moeren und so weiter?
 Das wird sehr unheimtaintig sein und einige sagen, da kann aber auch eine Chance liegen. Du kannst natürlich dann auch als wenn ganz Europa nicht mit Zieht, weil Polen und Ungarn und Bulgarien blockieren, dann können wenigstens einige Nationalstaaten ambitionierte Umweltvorgaben machen.
 Ja, Julia Klockler hat die deutsche Umweltministerin spricht nun also von einem Meilenstein, einem Systemwechsel für die Landwirtschaft und freut sich, dass man nun Landwirte, die mehr für den Umweltschutz tun, endlich entlohnen.
 Könne auch der deutsche Bauernverband äußert sich positiv und sagt es sei in Notwendiger und letztendlich auch tragbarer Kompromiss auf dem Weg zu einer grüneren Agrarpolitik.
 Allerdings gibt es auch ziemlich verheerende Kritik gerade von Umweltverbänden.
 Ja, genau. Also Umweltverbände und auch so ökologische Bauern, Bäuerinnenverbände lassen kein gutes Haar an diesem Kompromiss.
 Also Greenpeace Agrar-Experte Martine Hofstädter wird in der als zettiert mit den Worten von der grünen Architektur ist nur noch die grüne Fassadenfarbe übrig geblieben.
 Der Ökoverband B-U-L-E-W, also bundesverband ökologisch Landwirtschaft spricht von einem Zitagschlag ins Gesicht für alle, die es besser machen wollen.
 WWF, die Umweltstiftung, sagt Katastrophe für Natur und Klimaschutz und auch die Fridays for Future sagen mit dem Wort Systemwechsel versporte Julia Klockler die Öffentlichkeit.
 Und das ist der Rat der Agrarminister, der diesen Kompromiss geschlossen hat. Parallelen hat auch das EU-Pallement sich darüber unterhalten und auch ein Kompromiss formuliert der im Prinzip so aussieht wie der der Agrarminister und Ministerin.
 Nur die wollen halt nicht 20 Prozent für ökologische Projekte der Direktzahlung vorsehen, sondern 30, aber auch nicht mehr als 40 und sie wollen auch keine Lernphase.
 Da wird es jetzt also diesen sogenannten Trilog geben, also wo das Parlament, die Parlamentarier-Pallementarierinnen, mit den Agrarministerinnen, mit der Kommission zusammen setzen sich und überlegen, okay, was machen wir denn jetzt aus diesen beiden Kompromissvorschlägen?
 Aber im Kern glaube ich ist das Ding festgezogen. Da wird sich fundamental nichts mehr ändern.
 Und Klokner hat natürlich auf der einen Seite recht, es gibt in der EU-Länder die wollen das einfach nicht. Die wollen einfach diese Direktzahlung ungebunden an irgendwelche Klimavorgaben weiter bekommen.
 Und wenn die halt nein sagen, dann ist es halt schwierig. Auf der anderen Seite ist es natürlich weit hinter dem, was man sich auch gerade vor dem Hintergrund dieses New Green Deal, das Klima-Nautilität bis 2050 vorstellen könnte.
 Und ich würde sagen, es ist eine schwierige politische Nummer, die Klokner da machen muss, aber das Ergebnis ist schon auch ziemlich bitter.
 Ja, das heißt also, keine richtig guten Neuigkeiten aus Brüssel, aber auf der anderen Seite muss es ein bisschen geht es schon voran, aber ich finde ja immer, wenn es eben Neuerungen gibt, die jedenfalls im Ansatz in die richtige Richtung weisen, finde ich immer so, die, finde ich immer einwende, problematisch, die da im Grunde lauten, es geht nicht weit genug klar.
 Man kann sich immer noch mehr erhoffen oder man kann sich immer mehr wünschen und die Herausforderung durch den Klimawandel sprechen auch eigentlich dafür, dass jetzt irgendwie die Zeit von Triple Schritten vorbei ist.
 Aber auf der anderen Seite, finde ich, es ist ja immerhin auch kein Eigentor, also es wird ja jetzt auch nichts verschlechtert, wenn ich das richtig sehe, oder?
 Ja, also einige behaupten es gebe rückschritte, ich habe aber nicht rausgefunden, welche das sein sollen, um ehrlich zu sein.
 Und es ist halt sieben Jahre, das ist eine lange Zeit, für die das jetzt festgeklopft ist und da wird sich dann erst mal nichts dran ändern, da muss man dann halt mal abwarten, was die einzelnen Nationalstaaten so machen und wie das mit dieser Freiwilligkeit überhaupt funktioniert.
 Also, wenn die Born und Bäuerinnen und Landwirte nicht wollen, dann müssen sie halt auch nicht.
 Das heißt, die Chance, die Chance quasi diese enormen Summen, die aus der EU-Kasse an die Landwirte fließen und an die Bäuerinnen natürlich auch, die Chance, also diese Zahlung mal zu nutzen für eine deutliche ökologische Lenkung, diese Chance wird dann doch jedenfalls nicht so richtig genutzt kann man sagen, oder?
 Nein, oder?
 Das glaube ich kann man sagen.
 Wir kommen zu unserem nächsten Thema, was im Grundein Follower ist, zu einem Thema, das uns in der Lage schon mehrfach beschäftigt hat, nämlich Extremismus, insbesondere Rechts Extremismus und Rassismus bei der Polizei, denn Philipp, nun kommt doch eine Studie, aber anders als gedacht.
 Ja, wir hatten ja verschiedentlich über den Rechts Extremismus in der Polizei berichtet.
 Professor Singlenstein hatte hier bei uns in der Lage auch geschildert, dass es aktuell keine Studien gibt, keine aktuellen Studien und Seehofer war lange gegen eine Studie mit der Begründung,
 man dürfe die Polizisten und Polizisten nicht unter einen Generalvertrag stellen und jetzt will er doch eine Studie, aber es soll keine Studie sein, in der es speziell um die Polizei geht.
 Seehofer sagt, keine Rassismusstudie in der Polizei.
 Ja, ganz genau, das ist quasi die Überschrift der entsprechenden Infosight her auf der Homepage des Bundesministeriums, des Innern für Bau und für Heimat, keine Rassismusstudie in der Polizei.
 Das ist so fängt ganz interessant, als an dem Tag, als das rauskam, vorgescheinend die Schlagzahlen eigentlich eher in die Richtung gegen jetzt doch Studie, aber eben Seehofer schreibt sich auf die Farbe, keine Rassismusstudie in der Polizei.
 Und die Formulierung auf der Homepage lautet viel sagen, die Bundesregierung hat sich darauf verständigt in einer Studie zu Alltagsrassismus, die Entwicklung und Verbreitung diskriminierender Handlung in der Zivilgesellschaft, in Wirtschaft und Unternehmen sowie öffentlichen Institutionen zu erforschen, die durch rassistische Einstellungen motiviert sind.
 Außerdem soll der harte Arbeitsalltag und Gewalt gegen Beamtinnen und Beamt-Under sucht werden.
 Klingt ein bisschen als hätte die Gewerkschaft der Polizei da ihre Figur drin haben können.
 Surprise, genau so was.
 Also, aus Seehofer hat Formal 2 gesagt, okay, Studie, aber in der Sache ist es eben gerade keine Studie, die quasi das gesellschaftliche Problem, wie stets mit Extremismus und Rassismus in der Polizei gezielt in den Blick nimmt, sondern ganz im Gegenteil.
 Es wird jetzt quasi eine denkbar breite Studie, Rassismus gestern heute Morgen, überall auf der Welt und insbesondere auch in der Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Unternehmen untersucht.
 Was natürlich alles interessante Themen sind, das will ich gar nicht in Abrede stellen. Natürlich müssen sich auch Unternehmen gedanken machen, ob sie möglicherweise rassistische Polizies haben oder ob es da Alta-Alltagsrassismus gibt.
 Sehr wahrscheinlich ist das der Falle-Philip und ich habe immer wieder darauf hingewiesen, dass quasi einfach in unserer Gesellschaft es eine Jahrzehnte lange rassistische Grundtradition gibt.
 Dass man einfach auch, wenn man wirklich guten Willens ist, immer wieder quasi ausversehen, rassistische Reflexe hat, das ist völlig normal und sofern bestimmt auch eine gute Idee, das mal zu untersuchen.
 Aber das konkrete Problem wird damit doch eigentlich unter den Teppich gewischt oder Philip, ich weiß nicht, was ich würd.
 Also jeder, der mal länger als drei Tage an eine Uni verbracht hat und sein Prof. seiner Professoren eine irgendwie geartete wissenschaftliche Arbeit nahen bringen sollte.
 Der wird den Satz gehört haben, machen Sie's kleiner, machen Sie's enger, sonst kriegen Sie das nicht gehandelt, sonst wird das unbefriedigend und Sie kriegen nichts davon auf die Reihe.
 Und so ist das hier auch. - Du bist komm nicht selber raus, gibt keine Kleinergebnisse.
 Und es gibt keine Kleinergebnisse. - Das klingt ja erst mal gut. Alta-Alltagsrassismus in der Entwicklung und Wirtschaft, zivilgesellschaft, Unternehmen, öffentliche Institutionen und so.
 Klingt ja erst mal gut, das Problem ist, wenn du das so groß anlegst und so bereit anlegst.
 Und dann aber irgendwie verhindern willst, dass speziell die Polizei dabei schlecht bekommt, dann ist das erste, was du tust.
 Du gibst halt nicht die ausreichenden Mittel und Ressourcen, um diese Studie mit diesen Fokus so groß aufzuziehen, dass zu jedem dieser Bereiche auch was befriedigendes rauskommt.
 Sondern hier kannst du jetzt sagen, wir machen doch diese Studie, das setzt sich mal der HVX oder die HVX-Zillon dran und oh ja, alles ein bisschen oaflächlich, nichts bei rausgekommen schade.
 Das ist ein einfacher politischer Move, um das Ding zwar offiziell zu präsentieren, aber de facto abzuwürgen.
 Also mein Schlagwäuter ist vergraben. Also die Studie, die Sehofer immer abgelehnt hat, nämlich tatsächlich mal in dem Blick zu nehmen, welche Probleme gibt es bei der Polizei.
 Diese eigentlich, als meiner persönlichen, sich dringend notwendige Studie, Professor Singlenstein sagt, auch gibt keine aktuellen Studien, diese denkbare Studie, die Sehofer nicht will, die wird jetzt quasi vergraben in einer unglaublich breiten Studie, die so ein bisschen alles und jedes in den Blick nehmen soll.
 Und das absehbarer Ergebnis ist, in zwei, drei Jahren werden wir diese Studie bekommen und es wird eben außer bla bla nicht viel drin stehen und insbesondere wird es keine konkreten Handlungsanleitung geben und gar keine konkreten Problemen.
 Die Agnosen, was bei der Polizei schief läuft. Das ist Spekulationen. Wir sollten ihn schon die Chance geben, das zu machen, aber die Gefahr ist schon relativ.
 Gefahr ist enorm groß. Also ja, und ich meine, wir haben ja nur mehr Vater hingewiesen, das war es, die Sehofer gerade keine konkrete Analyse will, was bei der Polizei schief läuft.
 Und dann hat da eben dieses extrem breite Studiendesign jetzt vorgeschlagen, mit anderen Worten, also du sagst, zurechtest es in so viel Spekulationen, also so mal ein zukünftiges Ereignis geht, völlig richtig.
 Aber die Wahrscheinlichkeit, ja, dass also bei dieser Studie nichts greifbares rauskommt, was tatsächlich dann quasi deutlich macht, welche Reformen bei der Polizei notwendig sind.
 Die Wahrscheinlichkeit stellt sich doch extrem hoch ein. Oder ja, sie rechnest du damit greifbaren Ergebnissen konkret für den Bereich Polizei?
 Nein, das glaube ich nicht. Also eben aus den genannten Gründen, das Ding wird lange dauern, weil es groß ist.
 Das Ding wird viele Themen abgraßen und damit das richtig passiert, brauchst du wirklich massiver Ressourcen, die Frage ist, kriegt die Studie die.
 Da an der einfache Move-Fair halt wenig Ressourcen bereitzustellen, dann wird halt alles irgendwie abgegrast und weil das eben auch so ein riesen Thema ist, dauert das dann natürlich alles entsprechend lange.
 Also ja, das hätte man sicherlich anders bauen können.
 Es ist diese Woche ein Beschluss im Kabinett gefasst worden, der meiner Unser Meinung nach völlig ander-reportet ist.
 Und zwar, also ander-reportet, meint, er ist gefallen, aber irgendwie hat es keiner so richtig mitgekriegt und die Reichweite dürfte auch vielen unter euch nicht ganz klar geworden sein.
 Und zwar geht es um nichts weniger als den Plan sendliche deutsche Geheimdienste sollen Handys und Computer hacken dürfen.
 Ja, in der Tat, Sehhof als Ministerium, das Innenministerium will das seit vielen Jahren, hat sich jetzt durchgesetzt und die Begründung des Innenministeriums dafür ist, dass diese neue Befugnis zum Hecking benötigt werde, speziell zur Aufklärung der Kommunikation über Messenger Nachrichten.
 Ja, also Kommunikation über WhatsApp, Hintergrund ist, dass ja, die Kommunikation über Messenger Systeme wie zum Beispiel WhatsApp in der Regel, Ende zu Ende verschlüsselt ist.
 Das heißt, also Geheimdienste dürfen es mal heute schon Internetleitung belauchen.
 Aber wenn dieser Datenverkehrte über die Leitung läuft, verschlüsselt ist, so dass also nur die beiden Handys an den Enten der Verbindung, die Nachrichten lesen können, dann schauen die Geheimdienste letztlich in die Rührer.
 Und deswegen möchten Sie sich jetzt Indiegereite reinhecken, um die Nachrichten an der Quelle abschöpfen zu können.
 Und das Innenministerium sagt dazu, Messenger sind ein zentrales Kommunikationsmittel auch von terroristischen Vereinigungen, so etwa der rechtsterroristischen Oldschool Society oder beim IS.
 Also dieser islamistischen Truppe zur Vernetzung, rekrutierung und Anschlagsvorbereitung und da wollen die Geheimdienste jetzt ran.
 Aber sag mal, Ulf, abhören, dass darf doch die Polizei schon, wenn der Richter die Richterrandes erlaubt.
 Wo ist das Problem, wenn da jetzt auch noch die Dienst dahacken sollen, warum soll das sein?
 Ja, das ist, da kann man sich auf den ersten Blick fragen. In der Tat gibt es schon seit 2009 eine Rechtsgrundlage für das Bundeskriminalamt im Bereich des internationalen Terrorismus zu abwärfern,
 Quellentikerüeinsätzen zu dürfen, also Kommunikationen belauchen und auch die Online-Durchsuchungen durchzuführen, also ganze Geräte auszulesen.
 Und seit 2017 gilt das jetzt auch im Strahverfahren.
 Das heißt, also wenn eine Mittelungsverfahren geführt wird, wäre wegen schwerer Strahverfahren, dann dürfen sämtliche Polizeibehörden in Deutschland heute schon sich in Handys und Computer reinhecken.
 Das schaffen Sie zwar in allerlei Regeln aus technischen Rücken, nicht aber die Rechtsgrundlage besteht.
 Dann kann man natürlich die Frage sich stellen, ja, wenn das doch schon so viele Stellen dürfen, warum sollen es nicht auch die Geheimdienste können sollen.
 Und da können wir anknüpfen an den Thema, dass wir in der Lage schon verschieden sind.
 Ich hatte nämlich die Entscheidung des Produktverfassungsgerichts vor May, diesen Jahres, zur Internetüberwachung durch den B&D.
 Eine der vielen zentralen Botschaften der BFFG-Entscheidung war, die Geheimdienstkontrolle kleppt einfach nicht.
 Und das ist der ganz große Unterschied.
 Die Polizei ist halbwegs kontrolliert, muss man sagen, die arbeitet eben normalerweise nicht im Geheimen, die arbeitet sogar häufig mit der Staatsanwaltschaft zusammen.
 Also, in jedem Strahverfahren gibt es die Polizei.
 Immer für die Staatsanwaltschaft tätig die Staatsanwaltschaft hat die sogenannte Sachleitung.
 Das heißt, da gibt es ganz viele Akten, ganz viele Leute schauen drauf.
 Normalerweise müssen eben Richterinnen und Richter diese Maßnahmen genehmigen.
 Und alle diese Sicherheitsnetze, damit also solche Trojaner nicht missbraucht werden.
 Und solche Sicherheitsnetze gibt es bei Geheimdiensten nicht.
 Die machen, das kann man auch in der Bundesverfassungsgerichtsentscheidung mehr oder weniger deutlich nachlesen.
 Die machen weitgehend, was sie wollen, einfach weil die Kontrolle der Geheimdiensten nicht so wirklich funktioniert.
 Und das birgt einfach eine ganz erhebliche Gefahr der Manipulation.
 Und in der Witzesjahr, wenn du so ein Trojaner einspielst, dann darfst du zwar nach diesem Gesetzentwurf nur WhatsApp-Chats auslesen.
 Ja, kopieren.
 Aber du musst dazu ja das Handy komplett geheckt haben. Mit anderen Worten, du kannst das Handy komplett auslesen.
 Du kannst also auch viel mehr aus diesem Handy auslesen und du kannst auch Dinge auf dieses Handy aufspielen.
 Also jetzt mal um ein wirkliches Horror-Szenario zu bringen, was technisch möglich wäre, wenn auch nicht legal.
 Irgend ein Politiker nervt total. Das spielen wir im Halt mal so ein paar Kinderpornos auf die Platte.
 Ja, hatten wir schon verschiedentlich, dass Politiker wegen solchen solchen Vorwürfe zurück treten mussten. Und in Zukunft wird es dann also für Geheimdienste die Möglichkeit geben, solche Dinge zu tun.
 Sie dürfen das natürlich nicht.
 Also ich will jetzt nicht sagen dieser Gesetzentwurf ermöglicht oder erlaubt Manipulation.
 Aber wenn Geheimdienste solche Trojaner haben, werden sie das technisch können.
 Und das ist aus meiner Sicht nur rechtzeitig einen Grund setzen nicht vereinbar.
 Aber wenn die Polizei das denn schon machen darf und da die Kontrolle besser ist, warum macht das dann nicht die Polizei, warum müssen die Dienstle das jetzt auch noch dürfen?
 Ja, das ist die große Frage. Also gesagt aus einer rechtstaatlichen Perspektive, finde ich, gibt es ein Riesenunterschied zwischen Polizei und Geheimdiensten wegen der schwierigen Kontrolle von Geheimdiensten.
 Deswegen würde ich aus einer rechtstaatlichen Perspektive immer sagen, wenn ein Geheimdienst glaubt, er muss einen Menschen mit Trojanen überwachen, dann soll er einfach die Polizei anscheiden.
 Ja, weil entweder habe ich als Geheimdienst konkrete Anhaltspunkte zum Beispiel, dass da irgendwelche Leute sich für einen Anschlag verbunden haben.
 Na dann kann man einen strafrequälischer Mittlungsverfahren einleiten wegen Gründung einer terroristischen Organisation.
 Dann dürfen Polizeibehörden mit der Staatsanwaltschaft zusammen sich sowieso in die Geräte reinhacken.
 Da muss dann nicht auch der Verfassungsschutz selber loslegen.
 Das BMI sagt dazu, dass Nachrichtendienste typischerweise auch besondere Informationszugänge haben, quellen, vertrauensleute V-Leute.
 Also BMI ganz kurz Bundesministerium des Innern. Das ist vielleicht all diese gelaufen.
 Also die sagen halt Nachrichtendienste haben besondere Quellen, die haben oftmals eigene Ansätze für ihre Ermittlungen und die wollen die einfach nicht an andere Behörden weitergeben.
 Außerdem schreiben die uns ganz offen. Wir hatten da mal eine Presseanfalle.
 Aus dem Gelten für die Polizei strengere Regeln für den Trojanen an.
 Mit einer Worten, nicht nur arbeiten wir im Geheimen und unkontoniert.
 Wir lassen uns außerdem noch quasi einen Blankoscheck ausstellen, wo wir unter ganz leichten Voraussetzungen sobald es irgendwie spannend wird, meinen Trojaner einsetzen können.
 Und sie sagen halt, weil das alles so viel praktischer ist und einfacher geht und weil manchmal wir auch Informationen bekommen von ausländischen Geheimdiensten, die wir angeblich nicht weitergeben dürfen an Polizei behörten.
 Deswegen müssten zunächst die Geheimdienste selber sogenannte Anschlussermittlungen führen, damit sie dann eigene Erkenntnisse gewinnen.
 Und diese Erkenntnisse könnten sie dann an die Polizei spielen. Das ist die Begründung.
 Also sozusagen wir, wir haben, wir unterliegen nicht dieser Kontrolle, wie die Polizei.
 Deswegen müssen wir die Anschlüsse abhören dürfen und dass sie dabei rauskriegen.
 Das können wir dann auch an die Polizei leiden, die das eigentlich nicht wissen dürfte, weil sie strengere Kontrolle und stelle strengeren Vorgaben sind.
 So ein bisschen so.
 Genan, wenn man die Geheimdienste so unter ganz leichten Voraussetzungen, Trojaner einsetzen dürfen.
 Wenn dann da irgendwas bei rausgekommen ist, dann möchte man die Polizei einsetzen.
 Aber dazu muss man natürlich sagen, dass diese strengeren Vorgaben für die Polizei nicht vom Himmel gefallen sind.
 So dann das sind halt die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, das ja vor dem Einsatz von Trojanern aus gutem Grund sehr hohe Hürden aufgestellt hat.
 Das heißt, meine Tese wäre meine Gegenteße zu dieser Position des Innenministeriums na entweder habt ihr konkrete Hinweise, dass da irgendwo eine Gefahr droht oder irgendwer eine Terroranschlag plant.
 Dann könnt ihr wenigstens diese Hinweise auch an die Polizei geben, denn die ist eben heute schon dafür zuständig und die ist halt rechtstaatlich sauber kontrolliert.
 Wenn ihr aber keine konkreten Hinweise habt, dann sagen die hier möchten, die Geheimdienste gerne ein bisschen weiterstochen.
 Aber das geht ja haben.
 Ein bisschen was haben, aber das funktioniert halt nicht, weil das Bundesverfassungsgericht eben hohe Hürden aufgestellt hat.
 Das heißt also, dieser Plan ist aus einer verfassungsrechtlichen Perspektive außerordentlich Heikel und er würde außerdem aus meiner Sicht, dass ich jetzt eigentlich ein rechtspolitisches Argument kann, verfassungsrechtliches auch noch ein weiteres Problem vertiefen, das wir zur Zeit haben.
 Nämlich das Kompetenz wir waren bei den verschiedenen Sicherheitsbehörden.
 Das heißt also, die Verfassungsschutzbehörden sitzen auf ihren Infos, leiten die einfach nicht an die Polizei weiter.
 Dann kann die Polizei natürlich auch nichts machen und vorhin das führt, sieht man ja beim Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt.
 Also alle möglichen Breitschaltplatzanschlagnar, also alle möglichen verfassungsschutzbehörden und Polizeibehörden waren so ein kleines bisschen zuständig, haben so ein bisschen alleine vor sich hin ermittelt.
 Aber es gab eben keinen vernünftigen Informationsausthausch.
 Deswegen hatte keiner das Big Picture und deswegen hat letztendlich auch niemand eine Veranlassung gesehen, tatsächlich mal gegen diesen Arnis Amri einzuschreiten.
 Das heißt also viele Behörden, die sich immer ein Problem kümmern, sind eben durchaus nicht immer effektiv, sondern ganz im Gegenteil viele Behörden können auch dazu führen, dass letztlich sich keiner mehr so richtig verantwortlich fühlt und dann eben gefahren nicht abgewährt können werden können.
 Also ich finde deswegen finde ich das also verfassungsrechtlich proberndisch aber auch rechtspolitisch sehr gefährlich.
 Wir sollten eigentlich die Kompetenzen der Geheimdienste unter Polizei mal so ein bisschen entwirren, damit einfach wirklich klar ist, wer zuständig ist und den Hut auch an.
 Jetzt ist das eine das eine Problem was die Geheimdienste können sollen laut diesem Kabinärzbeschluss, das andere problematische Thema an diesem Beschluss ist aber wie die Geheimdienste an diese Daten kommen sollen und da ist vorgesehen, dass die Geheimdienste direkt bei den Proweidern anklopfen und die Proweider ihn dabei helfen sollen auf diese Geräte zu kommen.
 Wie soll das gehen?
 Ja, das ist tatsächlich mal ein Novum, das hatten wir es noch nicht. Also Trojana gibt es in verschiedenen Gesetzen, ja schon in Deutschland jetzt sollen aber eben die Proweider noch beim Hecken helfen.
 Das läuft im Prinzip so, dass eine Geheimdienste zum Beispiel keine Ahnung bei der Telekom anklopfen kann und sagen kann hier der Banse der doch bei ihnen der Internetleitung.
 Den Banse würden wir gerne mal hecken und jetzt leitens doch mal bitte den Datenverkehr von Banse hier über unseren Verfassungsschutzzörver um und dieser Verfassungsschutzzörver, der guckt sich deine Daten komplett an, deine Internetleitung, die so runterlässt und wenn du irgendwann mal ein Programm runterlässt zum Beispiel ein Update für deinen Firefox oder so, dann bastelt der Server vom Geheimdienste automatischen Trojana in diese Date.
 Das heißt, du denkst du letztieren Update für deinen Firefox oder ein Windows-Update runter und in Wirklichkeit holst du dir das Update mit BonusTrack und dieser BonusTrack ist dann der Bundes Trojana, der dich der Überwachung durch den Geheimdienste ausliefert.
 Aber ist das nicht so, wenn ich hier per SSL alles verschlüsselt, dann sehen die doch eigentlich nur ja der Banse kommuniziert irgendwie mit einem Server bei Firefox, aber was da lehnt keine Ahnung, weil es alles verschlüsselt.
 Sollte so sein, das Problem ist aber natürlich, dass man SSL-Verschlüsselung auch dadurch aufbrechen kann, dass quasi dieser Server vom Geheimdienste automatisch falsche Zettifikate generiert für alle Website-Situ-Aufrufs.
 Also wenn du jetzt zum Beispiel von Firefox.com ein Update runterlässt, kann er abgeben.
 Ja, aber stimmt, und dann normalerweise checkt dein Browser dann okay, hier gibt es eine SSL-Zettifikat von Firefox.com, das ist von einer Zettifizierungsstelle unterschrieben und deswegen glauben wir mal, dass dieses Zettifikat wirklich ausweist das Ding.
 So ein bisschen so ein Ausweis, das Problem ist nur, dass eben häufig nicht so richtig genau kontrolliert wird, wer denn eigentlich tatsächlich diesen Ausweis beantragt und nutzt.
 Und dieser Hecking-Serber von den Geheimdiensten, der macht jetzt im Prinzip folgendes, der stellt einen falschen Ausweis aus für Firefox.com und baut dann zu deinem Browser eine Verbindung auf, die verschlüsselt aussieht, in Wirklichkeit, aber sprichst du nicht mit Firefox.com, sondern du sprichst erst mal mit dem Server des Geheimdienstes, wo die Daten manipuliert werden.
 Und das große Problem dabei ist natürlich, dass das dramatische Folgenheit für die IT-Sicherheit, wenn die Menschen in Deutschland bei jedem Download erstmal überlegen müssen, ob sie sich dann nicht jetzt möglicherweise irgendeinen freundlichen Gruß vom Geheimdienstils hausholen.
 Ja, also ich muss ganz ehrlich sagen, ich finde, dass sind ziemlich krass, krassen Falle, ich finde es fast noch schlimmer als die Introjana einsatzart solchen und dass man auf diese Art und Weise ganz systematisch das Vertrauen in Internetverkehr in Deutschland untergräbt.
 Jeder jetzt einfach damit rechnen muss, ja, wenn irgendein Geheimdienst sich für seine Daten interessiert, dann spielt er eben einfach mal über ein Windows-Update, über ein Firefox-Update oder über jedes beliebige andere Update irgendein Troyana ins Haus.
 Und ich meine, wir wissen, ey, was es für Probleme macht, dass die Leute teilweise ein bisschen schlampig sind mit ihren Updates und jetzt, heutzutage, wenn das wirklich gesetzt wird, müsste man sich dann fragen, welchem Daudler kann man eigentlich noch trauen?
 Wahrscheinlich niemanden mehr und jetzt ist das ja normalerweise so, dass sowas immer nach, also solche Gesetze nach großen Anschlägen oder großen Events durchgebracht werden. Warum jetzt? Warum ist das jetzt alles?
 Also, das ist eine sehr gute Frage. Es gibt eigentlich keinen konkreten Anhaltspunkt. Wir haben auch mal nachgefragt beim Innenministerium, was denn die bisherigen Troyana-Rechtsgrundlagen zum Beispiel gebracht haben, ja?
 Ob die, also die Troyana-Grundlagen, die die Polizei schon seit Jahren hat, ob die denn irgendetwas erreicht haben, ganz konkret. Dazu schreibt uns der Presse-Sprecher ein Herr Grüne-Welder aus dem Innenministerium, schreibt uns dazu.
 Wir bitten um Verständnis, dass das BMI aus grundsätzlichen Erwägung heraus keine öffentlichen Auskünfte über den Erfolg oder Misserfolg einzelner verdeckt durchgefütter.
 Im Mittlungsmaßnahmen und so weiter erteilen kann, mit anderen Worten, sie sagen jedenfalls keinen einzigen Fall, indem diese ganzen Troyana was gebracht haben und wie gesagt für das BKA im Geschäftsbereich des BMI gibt's Troyana-Regeln seit immerhin 11 Jahren.
 Und sie müssen ja nicht einblend, wir haben am 11.8. Herr Müller so und so lange abgehört und diese Erkenntnisse gewonnen sind, denn sie könnten einfach sagen, wir hatten 10 Fälle, da hat das Ding uns am Mittlungserfolg gebracht.
 Sie sagen aber gar nichts dazu. Mit anderen Worten, es gibt einfach keinen einzigen Fall, der auch noch abstrakt beschrieben wäre, wo man sagen könnte, das bringt irgendwas und trotzdem sollen jetzt die Verfassungsschutzbehörden noch diese Dinge bekommen.
 Wie gesagt, die Begründung waren Ermittlungen im Bereich Rechtsterrorismus und im Bereich Rechtsterrorismus dürfte heute schon die Polizei ermitteln.
 Also ich muss ganz ehrlich sagen, für die mir leuchtet das alles überhaupt nicht ein, also jenseits der rechtstaatlichen Probleme sehe ich vor allem diese Probleme. Kompetenz wir war, wird noch weiter vertieft bei den Sicherheitsbehörden und man es gibt einfach schlichten Eingriffen und gewalt und breit keinen Bedürfnis.
 Also nicht mal der Verfassungsschutz sagt, wir hatten hier folgendeen Problemenfall und konnten nicht ermitteln.
 Nicht und nichts dergleichen. Und warum spielt die SPD damit?
 Ja, das ist eine sehr gute Frage. Saske Erskeng beruft sich auch auf Rechtsextremismus. Der müsste mit Trojaner bekämpft werden. Das ist insofern bekannt als Saske Erskeng als SPD-Chef in ja früher mal für Netzpolitik zuständig war und auch als Freunde in der Bürgerrechte.
 Ich weiß es nicht. Ich bin wirklich ratlos. Also es gibt gerüchte, dass diese Zustimmung zum Trojaner Einsatz für sämtliche 19 deutschen Inlandsgeheimdienste und den BND, dass das quasi der Preis war, dafür dass die SPD die Extremismusstudie bekommt.
 Aber wir haben es eben schon dargestellt im letzten Thema. Das ist eben gerade keine, also geplant ist gerade keine wirksame, präzise Extremismusstudie zu Problemen bei der Polizei.
 Sondern geplant ist eine schwammige Studie, die mutmaßlich wenig bringen wird. Also wenn das tatsächlich der Deal ist, dann würde ich mal sagen, es ist ein sehr schlechter Deal auf Twitter allerdings.
 Es gab auch viele Stimmen, die behauptet haben, das ist einfach kein Deal. Die SPD ist einfach im Grunde eine Laune oder Partei. Vielleicht nicht das kein Esken persönlich. Aber jedenfalls der Mainstream in der Parteiführung sei eben Laune oder und die sei im Grunde ganz glücklich, dass es jetzt so kommt.
 Also ich war da jetzt persönlich keine Prognose, welche der Theorien stimmt. Entweder ist es ein richtig schlechter Deal oder die SPD ist einfach eine Laune oder Partei. Angst vor beiden.
 Du hast eben gesagt, 19, das nur noch zu erklären, 19 Deutsche Geheimdienste, das sind die 16 der Länder plus militärische Abschöntensverfassungsschutz und BND.
 Ja, in diesem Sinne würde ich sagen, ist die Lage der Nation mal wieder sehr ausführlich und natürlich abschließend, wie ihr das nicht anders kennt, beurteilt und analysiert.
 Danke euch für eure Treue, für eure Interesse, für die Geduld, für eure Feedback und Talkpunkt, Lage der Nation Punkt, Ork und vielleicht auch für ein paar Bewertungen.
 Genau, wenn ihr mögt schenkt, uns ein paar Sternchen bei iTunes und wir freuen uns natürlich auch über Soliabos.
 Unter Lage der Nation Punkt, Ork/Plus könnt ihr ein Soliabob abschließen, das hilft uns sehr in diesen Zeiten, wo es ja zum Beispiel keine Lage-Lifestions geben kann.
 Und in diesem Sinne wünschen wir euch ein schönes Wochenende, komkut in die neue Woche und bis ganz bald.
